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76 Volkstag und Senat haben das nachſtehende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


über . des Verſicherungsgeſetzes für Augeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung. 
Vom 14. 2. 1923. 5 
A. Ünderungen des Berfiherungsgeietzes für Augeſtellte. . 


Artikel J. 
Das Verſicherungsgeſetz für ee vom 20. Dezember 1911 ce Se wird wie 
folgt geändert: 
1. Der 8 8 erhält folgende Faſſung: si. 


Für den Fall der Berufsunfähigkeit ($ 25) und des Alters ſowie zugunſten der Sintrtiehenen 
wich Augeftellte nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verfichert, insbeſondere 

1. Angeſtellte in leitender Stellung, 

2. Betriebsbeamte, Werkmeiſter und andere Augeſtellte in einer ähnlich gehobenen oder 9 

Stellung. 

3. Büroangeſtellte, ſoweit fie nicht ausſchließlich mit Botengängen, Reinigung, Aufräumung und 

ähnlichen Arbeiten beſchäftigt werden, einſchließlich der Bürolehrlinge und Werkſtattſchreiber. 

J. Handlungsgehilſen und Handlungslehrlinge, andere Angeſtellte für kaufmänniſche Dienſte, 

auch wenn der Gegenſtand des Unternehmens kein Handelsgewerbe iſt, Gehilfen und Lehr⸗ 
linge in Apotheken, 

. Bühnenmitglieder und Muſiker ohne Rückſicht auf den Kuuſtwert ihrer Leiſtungen, 

. Angeftellte in Berufen der Erziehung, des Unterrichts, der Fürſorge, der Kranken- und 
Wohlfahrtspflege, 

aus der Schiffsbeſatzung Danziger Seefahrzeuge und aus der Veſatzung von Fahrzeugen der 
Binnenſchiffahrt Schiffsführer, Offiziere des Decks⸗ und Maſchinendienſtes, Verwalter und 
Verwaltungsaſſiſtenten ſowie die in einer ähnlich . oder höheren Stellung befindlichen 
Angeſtellten ohne Rückſicht auf ihre Vorbildung. Als Danziger Seefahrzeug gilt jedes Fahr⸗ 
zeug, das unter Danziger Flagge fährt und ausſchließlich oder vorzugsweiſe zur See 
benutzt wird. 

Vorausſetzung der Verſicherung iſt für alle dieſe Perſonen, daß ſie gegen Entgelt in einem 
Dienſtverhaͤlltnis beſchäftigt werden, daß ihr Jahresarbeitsverdienſt die nach 8 1 a feſtgeſetzte 
Grenze nicht überſteigt, und daß ſie beim Eintritt in die verſicherungspflichtige Beſchäftigung das Alter 
von ſechzig Jahren noch nicht vollendet haben. 


(achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 7. 3. 199). 
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Zum Entgelt im Sinne dieſes Geſetzes gehören neben Gehalt oder Lohn auch Gewinnanteile. 


Sach: und andere Bezüge, die der Verſicherte, wenn auch nur gewohnheitsmäßig, ſtatt des Gehalts oder 
Lohnes oder neben ihm von dem Arbeitgeber oder einem Dritten erhält. Der Wert der Sachbezüge 
wird nach Ortspreiſen berechnet, die das Verſicherungsamt feſtſetzt. 

Der Senat iſt ermächtigt, durch Ausſührungsbeſtimmungen nach Anhören der Reichsverficherungs⸗ 
anſtalt und des Reichsverſicherungsamts die Befufsgruppen, die in den Kreis des Abſ. 1 fee näher 
zu Sen 

2. Hinter $ 1 wird folgender $ 1a eingefügt: 
sim 
Der Senat jet die Jahresarbeitsverdienſtgrenze im Sinne des 5 I Abf. 2 dieſes Geſetzes feſt. 
3. Der $ 2 erhält folgende Faſſung: 


Den im 8 1 Abſ. 1 bezeichneten Perſonen ſtehen gleich ſelbſtändige Lehrer und Erzieher, die lin 
ihrem Betriebe keine Angeftellten beſchäftigen. 5 

4. Die 88 4, 9 erhalten folgende Faſſung: 

9 4. a 

Der Senat kann die Verſicherungspflicht auch auf andere Perſoten erſtrecken, die eine ähnliche 
Tätigkeit wie die im § 1 bezeichneten auf eigene Rechnung ausüben, ohne in ihrem Betrieb Angeſtellte 
zu beſchäftigen. 8 0. 

Verſicherungsfrei find die in Betrieben oder im Dienſte des Staates, eines Gemeindeverbandes, 
einer Gemeinde oder eines Trägers der reichsgeſetzlichen Arbeiter- oder Angeſtelltenverſicherung Beſchäftigten, 
wenn ihnen Anwartſchaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten im Mindeſtbetrage der ihrem Dienſt⸗ 
einkommen entſprechenden Höhe gewährleiſtet iſt. 

Das gleiche gilt für die Geiſtlichen der als öffentlich⸗rechtliche Korporationen . 
Religionsgeſellſchaften ſowie für Lehrer und Erzieher an öffentlichen Schulen oder Anſtalten. 

Ob eine Anwartſchaft als gewährleiſtet anzuſehen iſt, entſcheidet der Senat. 

Die Gewährleiſtung der Anwartſchaften bewirkt Befreiung von der Verſicherungspflicht von dem 
Zeitpunkt ab, an dem ſie tatſächlich verliehen werden. Die hat keine rückwirkende Kraft. 

5. Im $ 10 Abf. 1 erhält a 

a) die Nr. 4 folgende Faſſung: 
4. Perſonen, die zu ihrer wiſſenſchaftlichen Ausbildung für den zukünftigen Beruf gegen 
Entgelt tätig find. 
1) Die Nr. 5 fällt weg. 
6. Hinter $ 10 wird folgender § 10% eingefügt: 
$ 10a. 

Verſicherungsfrei iſt, wer berufsunfähig iſt oder wer Ruhegeld oder Witwerrente nach den Vor⸗ 
ſchriſten dieſes Geſetzes oder eine Invaliden ⸗, Witwer- oder Witwenrente aus der Invalidenverſicherung bezieht. 

7. Der & 15 erhält folgende Faſſung: 1 

8 15. 

Wer aus einer verſicherungspflichtigen Beſchäftigung ausſcheidet und mindeſtens vier Beitrags- 
monate auf Grund der Verſicherungspflicht zurückgelegt hat, kann die Berſicherung freiwillig 8 
(Weiterverſicherung). 

Unter der gleichen Vorausſetzung kann die Verſicherung auch wäßeend des Aufenthalts des Ver⸗ 
ſicherten im Ausland freiwillig fortgeſetzt werden. 

8. Hinter 8 15 wird folgender $ 15a eingefügt: 

$ 15a. 

Zum freiwilligen Eintritt in die Verſicherung (Selbſtverſicherung) find, 9 ihrem Ein⸗ 

kommen, bis zum vollendeten vierzigſten Lebensjahre berechtigt 


Nr ß c . De a" an de a 


1. Verſonen, die für eigene Rechnung eine ähnliche Tätigkeit wie die im §1 genannten ausüben, 
2. Perſonen, die nach 88 7, 8, § 10 Nr. 4 verſicherungsfrei ſ ind. 
Sie können, wenn die Vorausſetzungen für ihre Selbſtverſicherung weggefallen und mindeſtens 
vier Beitragsmonate auf Grund der Selbſtverſicherung zurückgelegt ſind, die Selbſtverſicherung fortſetzen. 
9. Der § 16 erhält folgende Faſſung: Hi 


x 16. 


Nach der Höhe des Jahresarbeitsverdienſtes werden für die Verſicherten folgende Gehalts. 


klaſſen gebildet 


Klaſſe 1 bis zu 7200 Mark (monatlich 600 Mark), 


„ 2 von mehr als 7200 bis zu 14 400 Mark 


3 


4 


6 


1 


3 18 


10. Der 8 17 fällt weg. 
11. Der & 18 fällt weg. 


" 


0 


(monatlich 600 bis 1200 Mark), 


als 14 400 bis zu 28 800 Mark 
(monatlich 1200 bis 2400 Marf), 


als 28 800 bis zu 50 400 Mark 


(monatlich 2400 bis 4200 Mark,) 
als 50 400 bis zu 72 000 Mark 


(monatlich 4200 bis 6000 Mark), 


als 72 000 bis zu 108 000 Mark 
(monatlich 6000 bis 9000 Mark), 


als 108 000 bis zu 144 000 Mark 


(monatlich 9000 bis 12 000 Mark), 
als 144 000 bis zu 216 000 Mark. 
(monatlich 12 000 bis 18 000 Mark), 
als 216 000 bis zu 324 000 Mark 


(monatlich 18 000 bis 27 000 Mark), 


als 324 000 bis zu 432000 Mark 
(monatlich 27 000 bis 36 000 Marl), 
als 482 000 bis zu 576 000 Mark 
(monatlich 36 000 bis 48 000 Mark), 
als 576 000 bis zu 720 000 Mark 
(monatlich 48 000 bis 60 000 Mark), 
als 720 000 Mark 

(monatlich 60 000 Mark und mehr). 


12. Der 8 19 wird geſtrichen. 
13. Hinter $ 24 wird folgender $ 24 a eingefügt: 


§ 24 a. 


Hat ein Verficherter Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung und zur Invalidenverficherung ent⸗ 
richtet (Wanderverſicherter) und die Wartezeit ſowohl für das Ruhegeld aus der Angeſtelltenverſicherung 
als auch für die Invalidenrente aus der Invalidenverficherung erfüllt, ſo kann er, wenn die Anwartſchaft 
nicht erloſchen iſt, entweder das Ruhegeld oder die Invalidenrente wählen. Die Wahl der einen oder 
der andern Verſicherung iſt für den Verſicherten und feine Hinterbliebenen dauernd bindend. 

Hat der Wanderverſicherte ſelbſt keine Wahl getroffen, jo können ſeine Hinterbliebenen im Falle 
der Erfüllung der Wartezeit für die Hinterbliebenenrenten ſowohl der Angeſtelltenverſicherung als auch 
der Invalidenverficherung die Hinterbliebenenrenten aus einer dieſer Verſicherungen wählen. Das Wahl⸗ 
recht ſteht der Witwe oder dem Witwer zu. Sind nur Waiſen vorhanden, ſo ſteht ihnen das Wahlrecht 
gemeinſchaftlich zu; haben fie mehrere geſetzliche Vertreter, jo entſcheidet der Vertreter der jüngſten Waiſe. 

Näheres über die Durchführung dieſer Vorſchriften beſtimmt der Senat. 
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14. Der & 41 erhält folgende Faſſung: 
a § 41. a g f 

Streitigkeiten, die zwiſchen der Reichsverſicherungsanſtalt und dem Verſicherten aus den Hor⸗ 
ſchriſten der 88 87 bis 40 entſtehen und nicht bei der Rentenſeſtſtellung erledigt werden, entſcheidet auf 
Beſchwerde das Oberverſicherungsamt endgültig. 5 

15. Der $ 48 erhält folgenden Abſ. 3: 

Die Wartezeit für Selbſtverſicherer beträgt in allen Fällen 180 Beitragsmonate. 

16. Die 88 49 und 50 erhalten folgende Faſſung: 

= 8 49. 

Die Anwartſchaft erliſcht, wenn nach dem Kalenderjahr, in welchem der erſte Beitragsmonat 
zurückgelegt worden iſt, innerhalb -der zunächſt folgenden zehn Kalenderjahre weniger als acht und nach 
dieſer Zeit weniger als vier Beitragsmonate während eines Kalenderjahres zurückgelegt worden find. 


. 8 50. 

Die Anwartſchaft lebt unbeſchadet der Nachzahlungsmöglichteit nach 8 187 wieder auf, wenn 
der Verficherte die rückſtändigen freiwilligen Beiträge innerhalb der zwei Kalenderjahre nachentrichtet, 
die dem Kalenderjahre der Fälligkeit der Beiträge folgen. i 

Die Anwartſchaft lebt auch dann wieder auf, wenn der Verficherte von neuem auf Grund elner 
verſicherungspflichtigen Beſchäftigung oder eines Selbſtverficherungsverhältniſſes Beiträge entrichtet hat 
und zwar f N 5 

8 falls vor dem Erlöſchen der Anwartſchaſt die Wartezeit erfüllt war, für mindeſtens vierund⸗ 

zwanzig Beitragsmonate, 
andernfalls für mindeſtens achtundvierzig Beitragsmonate. 

Die Anwartſchaft gilt als nicht erloſchen, wenn die Zeit, die zwiſchen dem erſtmaligen Eintritt 
in die Verſicherung und dem Verſicherungsfalle liegt, mindeſtens zu drei Vierteln mit Beiträgen oder 
Erſatzzeiten auf Grund der Bekanntmachungen vom 26. Auguſt 1915 und 2. Auguſt 1917 über die 
Angeſtelltenverſicherung während des Krieges (Reichsgeſetzbl. S. 531: und 680) belegt iſt. 

17. Die 88 51 und 52 fallen weg. 5 i 

18. Der $ 55 erhält folgende Faſſung: 

$ 55. 

Das jährliche Ruhegeld beſteht aus Grundbetrag und Steigerungsbetrag. Der Grundbetrag iſt 

für alle Gehaltsklaſſen 720 Mark. Als Steigerungsbetrag werden gewährt 
5,40 Mark für jeden Beitragsmonat 8 
in Gehaltsklaſſe 1, 


10,80 „ „ „ Beitragsmonat ; 
E in Gehaltsklaſſe 2, 
21,60 „ „ „ Beitragsmonat 
; in Gehaltsklaſſe 3, 
39,60 „ „ „ Beitragsmonat 
in Gehaltsklaſſe 4, 
9 „ „ Beitragsmonat . 
in Gehaltsklaſſe 5, 
90 „ „ „ Beitragsmonat 
in Gehaltsklaſſe 6, 
126. „ „ „ Beittagsmonat | 
in Gehaltsklaſſe 7, 
180, — „ „ „ Betitragsmonat 


in Gehaltsklaſſe 8, 


378,— 
504, — 
648,— 

702. 


Für Beitragsmonate 
0,55⁵ 


0,85 


100. — 


“u 


" 


vor dem 1. November 1922 wird zum Steigerungsbetrage gerechnet 
Mark für jeden Beitragsmonat 


" 


* 


270.— Mark für jeden Beitrag 


smonat 
in Gehaltsklaſſe 9, 
Beitragsmonat 

in Gehaltsklaſſe 10, 
Beitragsmonat 
: in Gehaltsklaſſe 11, 
Beitragsmonat 

in Gehaltsklaſſe 12, 

Beitragsmonat 8 
in Gehaltsklaſſe 13. 


in der bisherigen Gehaltsllaſſe A, 
Beitragsmonat 
in der bisherigen Gehaltsklaſſe B, 


Beitragsmonat 


in der bisherigen Gehaltsklaſſe G, 
Beitragsmonat i 

in der bisherigen Gehaltsklaſſe D, 
Beitragsmonat 

in der bisherigen Gehaltsklaſſe E, 
Beitragsmonat 

in der bisherigen Gehaltsklaſſe F, 
Beitragsmonat 5 b 
in der bisherigen Gehaltsklaſſe G, 
Beitragsmonat 

in der bisherigen Gehaltsklaſſe H, 
Beitragsmonat 

in der bisherigen Gehaltsklaſſe J. 
Beitragsmonat 

in der bisherigen Gehaltsklaſſe K, 
Beitragsmonat i 
in der bisherigen Gehaltsklaſſe I., 
Beitragsmonat 

in der bisherigen Gehaltsklaſſe M, 
Beitragsmonat 

in der bisherigen Gehaltsklaſſe N, 
Beitragsmonat 

in der bisherigen Gehaltsklaſſe O, 
Beitragsmonat i 

in der bisherigen Gehaltsklaſſe P. 


19. Hinter § 55 wird folgender § 55a eingefügt: 


Zu den Leiſtungen der Angeſtelltenverſichernng treten als Ergänzung die Steigerungen der 3 


§ 55 a. 


Jupalidenverſicherung für anrechnungsfähige Beitragswochen dieſer Verſicherung. 


Hat der Verſicherte nach Feſtſetzung des Ruhegeldes Beiträge zur Invalidenverſicherung | 
entrichtet, jo ift, wenn er invalide im Sinne des $ 1255 der 


Rahegeld durch Beſcheid der Reichsverſicherungsanſtalt nach Abſ. 1 zu ergänzen. 


Reichsverſicherungsordnung wird, ſein 
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Die Landesverſicherungsanſtalt erſtattet der Reichsverſicherungsanſtalt den Steigerungsbetrag 
nach näherer Beſtimmung des Senats. 
20. Die 8s 56 bis 58 erhalten folgende Faſſung: 
8 56. | 
Hat der Ruhegeldempfänger Kinder unter achtzehn Jahren, ſo erhöht ſich das Ruhegeld für 
jedes von ihnen um jährlich 960 Mark. Elternloſe Enkel unter achtzehn Jahren, deren Unterhalt der 
Empfänger des Ruhegeldes ganz oder überwiegend beſtritten hat, werden den Kindern gleichgeſtellt. 


8 57. 
= Dig Witwenrente und die Witwerrente beträgt zwei Fünftel des für den Verſicherten nach den 
88 55, 55 a, 56 zu berechnenden Ruhegeldes. 

Waiſen erhalten je zwei Fünftel, Doppelwaiſen je zwei Drittel der im Abf. 1 beſtimmten 

Witwen⸗ oder Witwerrente. 
$ 58. 

Zu dem Ruhegelde, den Witwen-, Witwer⸗ und Waiſenrenten tritt als Rentenerhöhung eine 
Teuerungszulage. Sie iſt Beſtandteil der Rente und beträgt bei Ruhegeld, Witwen- und Witwerrenten 
jährlich 9000 Mark, bei Waiſenrenten jährlich 4500 Mark. 

Bezieht der Rentenempfänger gleichzeitig eine Rente aus der Invalidenverſicherung, ſo wird die 
Rentenerhöhung nach dieſem Geſetze nicht gewährt. Ausländern im Ausland wird die 3 
nicht 8 der Senat kann Ausnahmen von dieſer Vorſchrift zulaſſen. 

Im 8 60 Abſ. 1 wird 

5 der Satzteil „oder einer Leibrente“ geſtrichen und 

b) das Wort „eingezahlten“ erſetzt durch „entrichteten“. 

22. Der 8 62 erhält folgende Faſſung: 

8 62. 

Heiratet eine weibliche Verſicherte nach Ablauf der Wartezeit für das Ruhegeld, ſo ſteht ihr ein 
Anſpruch auf Erſtattung der Hälfte der bis zu ihrer Verheiratung für ſie entrichteten Beiträge zu. 
Der Anſpruch verfällt, wenn er nicht innerhalb eines Jahres nach der Verheiratung geltend gemacht 
wird. Die Erſtattung ſchließt weitere Anſprüche an die eee aus den erſtatteten 
Beiträgen aus. 

23. Der 8 63 fällt weg. a 

24. In den $$ 68 und 69 werden die Worte Bean Rentenausſchuß“ erſetzt durch „die Reichs⸗ 
verſicherungsanſtalt“. 

. 25. Die 88 73, 74 fallen weg. 

26. Im 8 76 werden die Worte „des Rentenausſchuſſes“ erſetzt durch, der Reichsverſicherungsanſtalt“. 

27. Im ß 79 werden die Worte „den Rentenausſchuß zu einer neuen Feſtſtellung veranlaſſen“ 
erſetzt durch „eine neue Feſtſtellung treffen“. 

28. Der 8 85 erhält folgende Faſſung: 

8 85. 

Der Erſatzanſpruch ift bei der Reichsverſicherungsanſtalt anzumelden. Sie entſcheibet vorbehaltlich 
des Verwaltungsſtreitverfahrens (8 89). 

29. Der 8 95 fällt weg. 

30. Die Überſchrift vor $ 97 erhält folgende Faſſung: 

II. Rechtsfähigkeit und Aufficht. 
31. Die 88 96 und 97 erhalten folgende Faſſung: 
8 96. 


Träger der Verſicherung ift, ſoweit dieſes Geſetz nichts anderes beſtinunt, Ohr Weigsverigenung 
anſtalt für Angeſtellte. 


Der Verwaltungsrat iſt befugt, 


97. 


Die Reichsverficheruugzanſtalt iſt rechtsfähig. Sie ift eine öffentliche Behörde. 


32. Im 8 98 fällt die Nr. 3 weg. 

33. Der 8 103 fällt weg. f 

34. Der $ 108 erhält folgende Faſſung: 

§ 108. 

Der Verwaltungsrat hat folgende Aufgaben: 

1. Er vertritt die Reichsverſicherungsanſtalt gegenüber dem Direktorium. 

2. Er beſchließt über die Feſtſetzung des Voranſchlags, nnbeſchadet des 3 102 Abſ. 2, Satz 2. 

Für Ausgaben, die im Laufe des Geſchäftsjahres notwendig werden, ohne daß ſie im 

Voranſchlage vorgeſehen find, iſt die Zuſtimmung des Verwaltungsrats erforderlich; war 
dieſe vorher nicht möglich, ſo iſt die Genehmigung des Verwaltungsrats unverzüglich einzuholen. 

3. Er nimmt den Rechnungsabſchluß (8 105) und die Bilanz ($ 174) ab. Dies ſchließt das 
Recht zur Prüfung der Einnahmen, Ausgaben und Belege ein. 

4. Er iſt befugt, durch Beauftragte aus feiner Mitte jederzeit Einblick in die Geſchäftsführung 
zu nehmen. Der Beauftragte kann Sachverſtändige und Hilfskräfte zuziehen. 

5. Er beſtimmt gemeinſam mit dem Direktorium die Grundſätze für die Anlegung des Ver⸗ 
mögens. Die Geſchäftsordnung kann für den Erwerb von Grundſtücken und für Verfügungen 

über Grundſtücke bie Zuſtimmung des Verwaltungsrats oder eines Ausſchuſſes vorſchreiben. 

6. Er hat bei der Vorbereitung wichtiger Beſchlüſſe des Direktoriums gutachtlich mitzuwirken. 

35. Hinter $ 109 wird folgender § 109 a eingefügt: 

8 109 8. 


* 


aus ſeinen Mitgliedern für einzelne Arbeitsgebiete Ausſchüſſe zu bilden und 
einzelne Obliegenheiten mit Ausnahme der Feſtſetzung des Voranſchlags und der Abnahme 
des Rechnungsabſchluſſes und der Bilanz einem ſolchen Ausſchuß zu fibertragen. 
36. Der $ 110 Abſ. 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: f ; 
Im übrigen wird die Geſchäftsführung durch eine Geſchäftsordnung geregelt, die der 


Verwaltungsrat erläßt. 


37. Im 8 121 werden die Worte „uichtbeamteten Mitglieder des Direktoriums“ erſetzt durch 


„ehrenamtliche Direktoriumsmitglieder“. 


38. Die 88 122 bis 142 fallen weg. 
39. & 144 Satz 1 wird durch folgenden Satz erſetzt: 
Den Vertrauensmännern kann das Verſicherungsamt zu ſeiner Unterſtützung Aufträge erteilen. 
40. Der vierte Abſchnitt wird aufgehoben und durch folgende Vorſchriften erſetzt: 
Vierter Abſchnitt. 
Verſicherungs behörden. 
1. Allgemeines. 
1 £ $ 156. 
Die Spruchbehörden der Angeitelltenverfiherung find 
1. Verſicherungsämter, 
2. Oberverſicherungsämter, 
3. das Reichsverſicherungsamt. 
2. Verſicherungsämter. 
$ 157. 
Die Verſicherungsämter, die in der Angeſtelltenverſicherung zuſtändig find, beſtimmt der Senat. 
Bei dieſen Verſicherungsämtern werden ein oder mehrere Ausſchüſſe für Angeſtelltenverſicherung 


gebilder. Sie beſtehen aus dem Vorfigenden und aus Verſicherungsvertretern der Angeſtelltenverſicherung, 


1 2960 
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und zwar je einem Vertreter der Verſicherten (Verſichertenverkreter) der Angeſtelltenverficherung und ihrer 
Arbeitgeber- KR > . . N 3 


Der Leiter des Verſicherungsamts iſt zugleich der Vorſitzende des Ausſchuſſes für Angeſtellten⸗ 
verficherung, ſoweit nicht ein beſonderer Vorſitzender für den Ausſchuß beſtellt wird. Ein oder mehrere 
ſtändige Stellvertreter des Vorſitzenden werden beſtellt. Der beftellte Vorſitzende und die Stellvertreter 
ſollen durch Vorbildung und Erfahrung auf dem Gebiete der Sozialverſicherung geeignet ſein. Sie ſollen 
beſondere Kenntniſſe und praktiſche Erfahrung in der Angeſtelltenverſicherung beftgen. 1 

Der beſondere Vorſitzende und ſeine ſtändigen Stellvertreter werden von dem Senat beſtellt. 

ER 8 159. 5 ee: 
Die Zahl der Beiſitzer der Angeſtelltenverſicherung, die insgeſamt bei dem Verſicherungsamte zur 
Verfügung ſtehen, muß mindeſtens zwanzig betragen. Sie kann vom Verſicherungsamt mit Genehmi⸗ 
gung des Oberverſicherungsamts ſowie von dieſem nach Anhören des Verfihernggggamts erhöht werden. 
Ein Verſicherungsvertreter der Angeſtelltenverſicherung darf nicht zugleich beſoldeter Beamter 
des Verſicherungsamts, Verſicherungsvertreter bei einem anderen Verſicherungsamte, Beiſitzer bei einem 
Oberverſicherungsamt oder nichtſtändiges Mitglied des Reichsverſicherungsamts fein. 0 
Die Arbeitgeberbeiſitzer der Angeſtelltenverſicherung werden von den Arbeitgebervertretern unter 
den Vertrauensmännern, die Verſichertenbeiſitzer der Angeſtelltenverſicherung von den Verſichertenvertretern 
unter den Vertrauensmännern in ſchriftlicher Abſtimmung gewählt. i Ro 
Wiaahlberechtigt find die Vertrauensmänner des Bezirkes, für den der Ausſchuß beim Verſicherungs⸗ 
amte zuſtändig iſt. r e 3 


f N 8 161 
entſpricht dem bisherigen § 134. 
8 162 
entſpricht dem bisherigen § 135. 5 
> 8 168 
entſpricht dem bisherigen § 136. a 
Er 8 164 


entſpricht dem bisherigen 8 137, im Abſ. 4 tritt hinter das Wort „Oberverficherungsamt“ das Wort 

„(Beſchlußkammer)“. 2 

BR 9 165 & 

entſpricht dem bisherigen § 138; im Abſ. 2 tritt hinter das Wort „Oberverſicherungsamt“ das Wort 

„(Beſchlußkammer)“. i 

8 166 

entſpricht dem bisherigen § 139; im Abſ. 3 tritt hinter das Wort „Oberverſicherungsamt“ das Wort 

„(Beſchlußkammer)“. f i 

: 9 167. f . 
Solange und ſoweit keine Wahl zuſtande kommt oder die Gewählten die Dienſtleiſtung verweigern, 

beruſt der Vorſitzende des Verſicherungsamts Vertreter aus der Zahl der Wählbaren. 


8 168. d 

Die Verſicherungsvertreter der Augeſtelltenverſicherung verwalten ihr Amt unentgeltlich als 
Ehrenamt. f 

Das Verſicherungsamt erſtattet ihnen ihre baren Auslagen. 
Daneben gewährt es den Verſichertenvertretern Erſatz für entgangenen Arbeitsverdienit oder ſtatt 
deſſen einen Pauſchbetrag für Zeitverluſt. Einen ſolchen Pauſchbetrag kann es auch den Vertretern der 
Arbeitgeber zubilligen. Die Pauſchbeträge bedürfen der Genehmigung des Oberverſicherungsamts 
(Beſchlußkammer). Er 


=z E 8 168 u, 3 

Der Senat kann beſtimmen, wieweit das Verſicherungsamt techniſche, ſtaatliche und gemeindliche 
Beamte ſeines Bezirkes als Beiräte mit beratender Stimme zum Beſchlußverſahren zuzlehen darf. 

—— a 168 b. PER 

Die Koften des Ausſchuſſes für Angeſtelltenverſicherung ſchießt der Staat und, wenn das Ver⸗ 
ſicherungsamt bei einer gemeindlichen Behörde errichtet iſt, der Gemeindeverband vor, deſſen Bezirk von 
dem des Verſicherungsamts umfaßt wird; iſt das Verſicherungsamt für die Bezirke mehrerer unteren 
Berwaltungsbehörden gemeinſam errichtet, ſo beſtimmt die oberſte Verwaltungsbehörde, wie der Vor⸗ 
ſchuß zu leiſten iſt. ae 

Die Koſten werden von der Reichsverſicherungsanſtalt nach näherer Beſtimmung des Senats im 
Einvernehmen mit der Reichsverſicherungsanſtalt erſtattet. Je am Ende des Kalendervierteljahrs hat die 
Reichsverſicherungsanſtalt angemeſſene Abſchlagszahlungen zu leiſten. 8 i 

In die Kaſſe der Reichsverſicherungsanſtalt fließen die Geldſtrafen und die beſonders auferlegten 
Verfahrenskoſten. 

5 a 2 § 168 c. 
Das Verſicherungsamt erteilt auch Auskunft in Angelegenhelten der Angeſtelltenverſicherung. 

3. Oberverſicherungsämter. 
ä § 168 d. 
Bei dem Oberverſicherungsamt werden nach Bedarf Kammern für Angeſtelltenverſicherung gebildet. 
Sera $ 168e. s 
Die Kammern für Angeſtelltenverſicherung beſtehen aus Mitgliedern des Oberverſicherungsamts 
und aus Beiſttzern. i f 8 N 
ü 8 168 f. 
Der Leiter des Oberverficherungsamts iſt zugleich der Vorſitzende der Kammer für Angeſtellten⸗ 
verſicherung. i 

Mindeſtens ein weiteres Mitglied des Oberverficherungsamts muß zugleich als Stellvertreter 
des Leiters für die Kammern für Angeſtelltenverficherung beſtellt werden. Der beſtellte Vorſitzende und 
die Stellvertreter ſollen durch Vorbildung und Erfahrung auf dem Gebiete ber Sozialverficherung 
geeignet fein. Sie ſollen beſondere Kenntniſſe und praktiſche Erfahrung in der Angeſtelltenverſicherung befitzen. 

§ 168 g. 

Der Senat kann beſtimmen, daß dem Leiter des Oberverſicherungsamts noch andere Dienit- 
geſchäfte übertragen werden und daß die übrigen Mitglieder der Kammer für Angeſtelltenverficherung 
das Amt im Nebenberuf ausüben. 

5 168 h. 

Die Beifitzer der Kammern für Angeſtelltenverficherung werden je zur Hälfte aus Vertretern der 
Verſicherten der Angeſtelltenverficherung und ihrer Arbeitgeber gewählt. 

Ihre Geſamtzahl muß mindeſtens zwölf betragen. Sie kann voni Senat erhöht werden. 

Ein Beifitzer darf nicht zugleich nichtſtändiges Mitglied des Reichsverſicherungsamts ſein. 
8 168 i. | Sr 

Für Wahl, Rechte und Pflichten der Beiſitzer und ihrer Stellvertreter gelten die Fs 160 bis 168 
entſprechend. Jedoch gehen Beſchwerden an den Senat; Geldftrafen können bis zu dreitauſend Mark 
ſeſtgeſetzt werden. s SCH 

5 168 k. N 

Das Oberverſicherungsamt bildet eine oder mehrere Spruchkammern für Angeſtelltenverſicherung 
für diejenigen Angelegenheiten aus der Angeſtelltenverſicherung, die dieſes Geſet dem Spruchverfahren überweiſt. 

Die Spruchkammer beſteht aus dem Vorfitzenden und. je zwei Beifigern der Verſicherten und der 
Arbeitgeber. a 
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8.1681. 
Das Oberverſicherungsamt bildet eine oder mehrere Beſchlußkammern für Angeſtelltenverſicherung 
1 en Angelegenheiten aus der Angeſtelltenverſicherung, die dieſes Geſetz dem Beſchlußverfahren 
rweiſt. 8 
Die Beſchlußkammer beſteht aus dem Vorfitzenden, einem zweiten Mitglied (8 168 f Abſ. 2) und 
zwei Beiſitzern. a : 2 5 E 
Bei Stimmengleichheit gibt der Vorfigende- den Ausſchlag. 
5 Du 8 168 m. : 
Der Senat führt die Aufſicht über die Kammern für Angeſtelltenverſicherung bei dem Oberver⸗ 
ſicherungsamte. 8 N f 
r gibt ihnen die erforderlichen Hilfskräfte bei und beſchafft ihre Geſchäftsräume. a 
Der Vorſitzende des Oberverſicherungsamts verpflichtet ſie auf die gewiſſenhafte Erfüllung der 
Amtspflichten, ſoweit fie nicht bereits durch einen Dienſteid verpflichtet find. 
$ 168 n. 
Für die Koſten der Kammern für Angeſtelltenverſicherung gelten die Vorſchriften det 5 168 b. 
41. Der fünfte Abſchnitt erhält unter J folgende Faſſung: 


J. Aufbringung der Mittel. 
1. Allgemeines. 
s 170. 
Die Arbeitgeber und Verſicherten bringen die Mittel für die Verſicherung auf. 5 a 

Sie entrichten für Zeiten verſicherungspflichtiger Beſchäftigung und für Krankheitszeiten, in denen 

die Verſicherten das Gehalt fortbezogen haben, Beiträge zu gleichen Teilen. 
a E sı7ı. 5 
Beitragsmonate find nur Kalendermonate, für die Beiträge entrichtet ſind, ſoweit nicht im 8 50 


Abf. 3, 3 172 etwas anderes beſtimmt iſt. 
5 i 9 172. a 2er 

Als, Beitragsmonate für die Erhaltung der Anwartſchaft ($ 49) und als Vormonate für die frei⸗ 
willige Verſicherung ($ 15) (Erſatzzeiten) rechnen nach Entrichtung mindeſtens eines Beitrags auch ohne 
weitere Beitragsleiſtung die Kalendermonate, in denen der Verſicherte a 

I. durch Krankheit zeitweiſe arbeitsunfähig und nachweislich in ſeiner Berufstätigkeit verhindert 
iſt und kein Entgelt erhält, 
2. zur beruflichen Fortbildung eine ſtaatlich anerkannte Lehranſtalt beſucht; die oberſte Verwaltungs⸗ 
behörde beſtimmt die ſtaatlich anerkannten Lehranſtalten im Sinne dieſer Vorſchrift, 

3. in Mobilmachungs⸗ oder Kriegszeiten militäriſche Dienſtleiſtungen oder freiwillige Kriegskranken⸗ 

pflege bei der deutſchen Wehrmacht verrichtet hat. a 

Wie Krankheitszeit rechnet Geneſungszeit und bis zu zwei Monaten eine Arbeitsunfägigkeit, die 
durch Schwangerſchaft oder ein regelmäßig verlaufenes Wochenbett veranlaßt iſt. 
Nicht angerechnet wird eine Krankheit, die ſich der Verſicherte vorſätzlich oder bei Begehung eines 
durch Strafurteil fejtgeitellten Verbrechens oder durch ſchuldhaſte Beteiligung bei Schlägereien oder Rauf⸗ 
händeln zugezogen hat. a 

Als Beitragszeit in bezug auf das Erlöſchen und das Wiederaufleben der Anwartſchaft (88 49, 
50) gelten auch die Wochen, für die Beiträge in der Invalidenverſicherung entrichtet ſind. Dabei werden 
je vier Beitragswochen der Invalidenverſicherung als ein Beitragsmonat der Angeſtellteuverſicherung gerechnet. 
Dies gilt, abgeſehen von 8 50 Abf. 3, nicht für ſolche Beitragswochen der Invalidenverſicherung, die mit 
den in der Angeſtelltenverſicherung zurückgelegten Beitragsmonaten voll zuſammenfallen. ** 


2. Höhe der Beiträge. 

ne 8 5 1 178. 

Der Monatsbeitrag betragt r 5 8 
c ee. 60 Mark 
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Zur Ruchprüfng der Beiträge jteilt die Reichsverſicherungbanſtalt in fünfjährigen Beitbfitten, 
erſtmalig für den 31. Dezember 1928 eine verſicherungstechniſche Bilanz auf. 
Ergibt die Bilanz einen Fehlbetrag, ſo ſind durch Geſetz die Beiträge entſprechend zu . 
ergibt ſie einen Ueberſchuß, ſo können in gleicher Weiſe die künftigen Leiſtungen erhöht werden. 
Das Ergebnis der Prüfung iſt dem Senat mitzuteilen. Nach dem Ausfall des benennen 
kann er die feſtgeſetzten Beiträge für weitere fünf Jahre aufrechterhalten. 
3. Beitrags verfahren. 
§ 175. 
Das Beitragsverfahren regelt der Senat nach Anhören der Reichsverficherungsanſtalt, ſoweit is 
im folgenden etwas anderes ee iſt. 
a) Marken. 
§ 176. 
Zur Beitragsleiſtung gibt die Reichsverſicherungsanſtalt Marken aus. 


b) REDE: 


Die Beiträge werden durch Einkleben der nn in die F entrichtet: Ausnahmen 
kann der Senat nach Anhören der Reichsverficherungsanſtalt regeln. i 
§ 178. 
Der Verſicherte läßt ſich die Verſicherungskarte ausſtellen und legt ſie dem Arbeitgeber zum Ein⸗ 


kleben der Marken rechtzeitig vor. Die Ortspolizeibehörde kann ihn dazu durch Geldſtrafen bis zu ein⸗ 
tauſend Mark anhalten. 


Hat er keine Verſicherungstarte oder verweigert er ihre Vorlage, ſo kann ſie der Arbeitgeber 
beſchaffen und die Koſten, nachdem ſie ihm bekannt geworden ſind, bei der nächſten Gehaltszahlung abziehen. 
$ 179. 

Der Senat beſtimmt nach Anhören der Neichäverficherungsanftalt, wer die Verſicherungskarten 
ausſtellt, umtauſcht, ae und aufrechnet (Ausgabeſtellen). 


8 180. 


Die Versehen stade ſoll binnen drei Jahren nach dem Ausſtellungstage zum Umtauſch ein⸗ 


gereicht werden. Der Verſicherte, der dies verſäumt, muß im Streitfall beweiſen, daß die 1 a 


3 if. 1 


I RR 


Er 


„„ 


. 8 181. n EN 
Die Verficherungskarte darf nur die geſetzlich vorgeſchriebenen Angaben enthalten und ſonſt leine 
Merkmale tragen; vor allem darf ſich aus ihr nichts über Führung oder Leiſtungen des Inhabers ergeben. 
Zuläffig iſt ein Vermerk des Wahlvorſtandes, daß die Wahl ausgeübt ift. 
N 8 182. 5 
Niemand darf eine Verſtcherungskarte gegen den Willen des Inhabers „zurückbehalten. Wer 
dagegen verſtößt, ift dem Berechtigten ſchadenserſatzpflichtig. Die Ortspolizeibehörde nimmt ihm die 
Karte ab und händigt ſie dem Berechtigten aus. 5 25 
Dies gilt nicht, wenn eine zuſtändige Stelle die Karte zum Umtauſch ober zu anderen Amts⸗ 
handlungen zurückbehält. a a . 
f e) Beitragsentrichtung durch Arbeitgeber. 
9 183. 3 5 
Der Arbeitgeber, der den Verſicherten den Kalendermonat hindurch beſchäftigt, hat fiir ſich und 
ihn den Beitrag zu entrichten. 
1 181. | 
Der Verſicherungspflichtige muß ſich bei der Gehaltszahlung die Hälfte des Beitrags, und wer 


zich über die geſetzliche Gehaltsklaſſe hinaus verſichert (J 185 Abſ. 2), ohne die höhere Gehaltsklaſſe mit 


dem Arbeitgeber vereinbart zu haben, auch den Mehrbetrag vom Gehalt abziehen laſſen. Der Arbeitgeber 
darf nur auf dieſem Wege den Beitragsteil des Verſicherten wieder einziehen. Die Abzüge ſind auf die 
Gehaltszeiten gleichmäßig zu verteilen. Teilbeträge find auf volle Mark für den Arbeitgeber aufzurunden, 
für den Angeſtellten abzurunden. N N E 

Unterbliebene Abzüge dürfen bei der nächſten Gehaltszahlung nachgeholt werden, weiter zurück 
iu, wenn der Arbeitgeber die Beiträge ſchuldlos nachentrichtet. 

Arbeitgeber, gegen die eine Anordnung des Verſicherungsamts nach 8 398 der Reichsverſicherungs⸗ 
ardnung ergangen iſt, dürfen Gehaltsabzüge nur für die Zeit machen, für die fie die Beiträge nachweſslich 
bereits entrichtet haben. 8 wi ee 

Abſchlagszahlungen gelten nicht als Gehaltszahlungen im Sinne dieſer Vorſchriften. 

d) Beitragsentrichtung durch Verſicherte. 
9 185. “er 

Berſicherungspflichtige, die nur einen Teil des Kalendermonats bei einem Arbeitgeber oder die 
bei mehreren Arbeitgebern im Kalendermonate beſchäftigt ſind (Teilbeſchäftigte), haben ſelbſt die Pflichten 
der Arbeitgeber zu erfüllen. Sie können bei der Gehaltszahlung von jedem Arbeitgeber einen verhältnis: 
mäßigen Anteil der Arbeitgeberhäffte des Beitrags als deſſen Beitragsanteil verlangen. Satz 1 gilt auch 
für Verſicherungspflichtige im Sinne des sg 2 Nr. 2 und § 4, der Satz 2 ſinngemäß auch für 
Berficherungspflichtige im Sinne des § 2 Nr. 2. 

Auch ſonſt kann der verſicherungspflichtige Angeſtellte die vollen Beiträge ſelbſt entrichten. Die 
Wahl einer höheren als der geſetzlichen Gehaltsklaſſe ſteht ihm frei; der Arbeitgeber hat ihm aber nur 
die Hälfte der geſetzlichen Beiträge zu erſtatten, die Hälfte höherer Beträge nur, wenn die Verſicherung 
in einer höheren Gehaltsklaſſe vereinbart iſt. i 5 

Der Erſtattungsanſpruch beſteht nur, wenn die Marke vorſchriftsmäßig entwertet iſt, und bis 
zur zweitfolgenden Gehaltszahlung, ſpäter nur, wenn der Verſicherte ſchuldlos Beiträge nachentrichtet. 

5 185 u. 
Eine freiwillige Verſichermig tft nicht unter derjenigen Gehaltsklaſſe zuläſſig, die dem Durchſchnitt 


der letzten ſechs Pflichtbeiträge entſpricht oder am nächſten kommt. Jedoch iſt ſie in einer niedrigeren 


Gehaltsklaſſe dann zuläffig, wenn der Verſicherfe nachweiſt, daß dieſe Gehaltsklaſſe ſeinem Einkommen 


# 
4 188. 
Wer ſch während einer nur mit Sachbezügen bezahtten oder nur N RER 
(88 7, 8) freiwillig verſichert, hat Anſpruch auf den Beitragsteil des Arbeitgebers. Dieſer braucht nicht 
mehr zu erſtatten, als er für eine verficherungspflichtige Beſchäftigung. erftatten müßte. 
e Unwirkſame Beiträge. 
$ 187. 5 
Unwirlſam ſind Pflichtbeiträge, die nach zwei Jahren, Kirk aber die Beitragsleiſtung ohue 
Verſchulden des Verſicherten unterblieben iſt, nach vier Jahren ſeit der Fälligkeit entrichtet werden. 
Den Verſicherten trifft kein Verſchulden, wenn der Arbeitgeber die Verficherungskarte aufbewahrt 
und ſie nicht zur richtigen Zeit n umgetauſcht hat. 
8 188, 


Freiwillige Beiträge und Beiträge über die geſetzliche Gehaltsklaſſe hinaus dürfen für mehr als 
ein Jahr zurück nicht entrichtet werden, ebenſowenig nach Eintritt der Berufsunſähigkeit. 


8 189. . 

Der Entrichtung der Beiträge im Sinne der $$ 187, 188 ftehl gleich 

1. die von einer zuſtändigen Stelle an den Arbeitgeber gerichtete Mahnung, : 

2. die Bereiterklärung des Arbeitgebers oder des Verſicherten zur Nachentrichtung a 

einer ſolchen Stelle, 

wenn die Beiträge in einer angemeſſenen Friſt nachentrichtet werden. 

Zeiträume, in denen eine Beitragsſtreitigkeit (88 193, 104) oder ein W de ſchwobt, 
werben in die Friſten der 88 187, 188 nicht eingerechnet. 

Dieſe Tatſachen unterbrechen auch die Verjährung ruͤckſtändiger Beiträge. 

§ 190. b 

Sind die Marken einer richtig ausgeſtellten und rechtzeitig zum Umtauſch eingereichten 
Verſicherungskarte ordnungsmäßig verwendet, ſo wird vermutel, daß während der belegten Beitragszelt 
ein Verficherungsverhältnis beſtanden hat. Dies gilt nicht, wenn die Marken über einen Monat nach 
Fälligkeit der Beiträge oder für das Kalenderjahr in größerer Zahl eingeklebt find, als es Beitrags 
monate hat. Hat die Reichsverſicherungsanſtalt die Verſicherungspflicht oder die Verſicherungsberechtigung 
anerkannt, ſo kann der Rentenanſpruch nicht mit der Begründung abgelehnt werden, daß die Marken zu 
Unrecht verwendet ſind. Der Verſicherte kann von der Reichsverſicherungsanſtalt die Feſtſtellung der 
Gültigkeit der verwendeten Marken verlangen. 

2 Irrtümlich s Beiträge. 
§ 191. 

Beiträge, die in der irrtümlichen RER der Berfigerungapflißt entrichtet ſiud 5 nicht 
zurückgefordert werden, gelten als Beiträge der Welterverlicherung oder Selbſtverficherung, wenn das 
Recht dazu in der Zeit der Entrichtung beſtanden hat. 

Der Verſicherte kann die Beiträge binnen zehn Jahren nach der Entrichtung zurückfordern, wenn 
ihm nicht ſchon Ruhegeld oder ſonſtige Rente rechtskräftig bewilligt iſt und die Marken nicht in 
betrügeriſcher Abſicht verwendet find. 

Der Arbeitgeber kann die Beiträge uch mehr zurückfordern, wenn der Verficherte ihm ben 
Wert ſeines Anteils erjtattet hat oder ſeit der Entrichtung zwei Jahrt verfloſſen ſind. 

8 Einzugsverfahren. . 
N 9 102. 0 

Der Senat kann nach Anhören der Reichsverſicherungsauſtalt das Einzugsverfahren (88 1405 f. 
der Reichs verſicherungsordnung) anordnen, wo es für die e beiteht, oder aufheben. 
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Die Reichs verſicherungsanſtall 10 den Einzugsſtellen eine 3 zu deochen. Sie wird 


A Streit vom. Sana feht. 3 


50 Beitragsſtreit. 
§ 102 a. 
Entſteht zwischen den Verſicherungsträgern der Angeſtelltenverſicherung und der Invaliden⸗ 
verſicherung außerhalb eines Leiſtungsfeſtſtellungsverfahrens Streit darüber, ob der Verſicherungspflichtige 
der Angeſtellten⸗ oder Invalidenverſicherung zu unterſtellen ift, jo ift die ſchriftlich einzuholende ge⸗ 


meinſame Erklärung des Arbeitgebers und Arbeitnehmers maßgeblich. Wird eine Erklärung auf An⸗ 


fordern der beiden Verſicherungsträger binnen einer zu beſtimmenden Friſt nicht abgegeben, oder können 


Arbeitgeber und Arbeitnehmer über die Unterſtellung ſich nicht einigen, ſo wird im Beitragsſtreit⸗ 


verfahren entſchieden. 
$ 193 


erhält den Wortlaut des bisherigen 8 210 mit folgenden Anderungen: 


a) dem Abſ. 2 wird vor dem Schlußſatz eingefügt: 

Die Abgabe kann auch ohne Antrag erfolgen. Sie hat ohne Antrag von Amts wegen ſtatt⸗ 
zufinden, wenn das Oberverſicherungsamt von einer amtlich veröffentlichten grundſätzlichen Entſcheidung 
des Reichsverſicherungsamts abweichen will. 

b) Im Abſ. 3 Satz 1 werden die Worte „nach dieſem Geſetze“ erſetzt durch „der Angeſtellten⸗ 


verſicherung“ und im Abſ. 3 Satz 2 die Worte „nach der Reichsverſicherungsordnung“ durch „der 


Invalidenverſicherung“. 

e) Im Abſ. 4 Satz 1 werden die Worte „nach der Reichsverſicherungsordnung“ durch „der 
Invalidenverſicherung“ und im Abſ. 4 Satz 2 die Worte „nach dieſem Geſetze“ durch „der Angeſtellten⸗ 
verficherung“ erſetzt. 

d) Abſ. 5. Wird die Verſicherungspflicht in dem Verfahren der Angeſtellten⸗ oder der Invaliden⸗ 
verſicherung bejaht, jo iſt die Entſcheidung für das Verfahren des anderen Verſicherungszweigs bindend. 


Jeder der beteiligten Verſicherungsträger kann innerhalb der Rechtsmittelfriſt Rechtsmittel einlegen und 
den Abgabeantrag nach Abſ. 2 ſtellen. 


§ 194. 
Allen anderen Streit zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern über Berechnung und Anrechnung, 


E ata und nn von Beiträgen entſcheidet das Verſicherungsamt eat: 


8 194 a. 


Iſt der Streit endgültig entſchieden, jo ſorgt das Verſicherungsamt dafür, daß zu wenig erhobene 
Beiträge nachträglich durch Marken gedeckt werden. Zuviel erhobene, die noch zurückgefordert werden 
können ($ 191), zieht es von der Reichsverſicherungsanſtalt auf Antrag wieder ein und zahlt fie den 
Beteiligten zurück. Die Marken werden vernichtet und die Aufrechnungen berichtigt. 

i Der Senat kann Abweichendes beſtimmen. 


$ 194 b. 
Statt die Marken zu vernichten, kann das 5 die Verſicherungskarte einziehen 


und das Gültige auf eine neuausgeſtellte übertragen laſſen. 


Der Senat kann Abweichendes beſtimmen. 
8 194 c. 
Wenn die Pflicht oder das Recht zur Verſicherung endgültig verneint iſt, erhalten die Beteiligten 
die noch nicht verfallenen Beiträge auf Antrag zurück. § 191 wird hierdurch nicht berührt. 
5 Überwachung. 
3 195. 
Die Reipserfichenumghanftalt überwacht die rechtzeitige und vollſtändige Entrichtung der Beiträge. 
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ee FFP 
Die Ürbeitgeber haben der Reichsverſicherungsanſtalt und dem Verſicherungsamte ſowie den 
Beauftragten beider über alle die Verſicherung betreffenden Tatſachen Auskunft zu geben, insbeſondere 
über Zahl und Perſonalien der Beſchäftigten, über Ort, Art und Dauer der Beſchäftigung und den 
Arbeitöverbienft. Geſchäftsbücher und Liſten, aus denen die für die Überwachung erforderlichen Tatſachen 
hervorgehen, haben ſie den Überwachungsbeamten der Reichs verſicherungsanſtalt auf Anfordern möglichſt 
während der Geſchäftszeit an Ort und Stelle vorzulegen. ——— — 
A.urch die Verſicherten haben über alle die Verſicherung betreffenden Tatſachen Auskunft zu geben, 
insbeſondere über ihre Perſonalien, Ort, Art und Dauer ihrer Beſchäftigung ſowie den Arbeitsverdienſt. 
Arbeitgeber und Verſicherte ſind verpflichtet, dieſen Behörden und Beauftragten auf Erfordern 
die Verſicherungskarten zur Prüfung und Berichtigung vorzulegen und gegen Empfangsſchein auszuhändigen. 
Die Reichsverſicherungsanſtalt kann die Arbeitgeber und die Verſicherten durch Geldſtrafen bis 
zu je eintauſendfünfhundert Mark zur Erfüllung dieſer Pflichten anhalten. Auf Beſchwerde entſcheidet 


das Oberverficherungsamt endgültig. 9 197. ö 


Die Reichsverſicherungsanſtalt kann mit Genehmigung des Senats Ueberwachungsvorſchriften 
erlaſſen. Der Reichsarbeitsminiſter kann den Erlaß ſolcher Vorſchriften anordnen oder ſie ſelbſt erlaſſen. 
Die Reichsverſicherungsanſtalt kann Arbeitgeber und Verſicherte zur Befolgung ſolcher Vorſchriſten durch 
Geldſtrafen bis zu je eintauſendfünfhundert Mark anhalten. Auf Beſchwerde entſcheidet das Oberver⸗ 
ſicherungsamt endgültig. Berg . E 


Entſtehen durch die Ueberwachung bare Auslagen, ſo können ſie dem Arbeitgeber auferlegt werden, 
wenn er fie durch Pflichtverſäumnis verurſacht hat. Auf Beſchwerde entfcheidet das Oberverſicherungsamt 
endgültig. Die Koſten werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben. RE RT 
8 é? ) Beitragsrückſtände. 

Rückſtände werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben. Nach den landesgeſetzlichen Vorſchriſten 
regelt ſich auch die aufſchiebende Wirkung der Einwendungen gegen die Zahlungspflicht. 

Dem Beitreibungsverfahren hat ein Mahnverfahren voranzugehen, ſoweit es nicht bereits landes⸗ 
geſetzlich vorgeſchrieben iſt. Hierfür darf eine Mahngebühr erhoben werden. Sie wird wie Rückſtände 
beigetrieben. Die Feſtſetzung ihres Betrags bedarf der Genehmigung des Senats. >. Ei 
 Rüdfftände haben das Vorzugsrecht des $ 61 Nr. 1 der Konkursordnung. 

. § 200. ö 5 

Der Anſpruch auf Rückſtände verjährt, ſoweit ſie nicht abſichtlich hinterzogen worden ſind, in zwei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs der Fälligkeit. f 

Der Anſpruch auf Rückerſtattung von Beiträgen verjährt in ſechs Monaten nach Ablauf des 
Kalenderjahrs, in dem fie entrichtet worden find, vorbehaltlich des F 191 bj. 2 und der 88 1940, 104 c. 
rt | ) Beſondere Vorſchriſten. ER 

3.201 


Der Senat kann für die Beſatzung ausländifcher Binnenſchiffe die Vorſchriſten dieſes Abſchuitts 
durch andere Beſtimmungen erſetzen. = + ; Her 
42. Die 88 227, 228 Abſ. 1, 2 fallen weg. 3 
43. Der ſechſte Abſchnitt k, II, III wird aufgehoben und durch folgende Vorſchriften erjegt: 
Sechſter Abſchnitt. 1 
Geſchäftsgang und Verfahren. 
J. Gemeinſame Vorſchriften. 
Sowelt nicht dieſes Geſetz den Geſchäftsgang und das Verfahren regelt, geſchieht er burch Ver⸗ 
ordnung bes Senats, die nach Anhören der Reichs verſichexungsanſtalt erlaſſen wird 
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U. Ketkellungsveriahren. 
1. Verfahren bis er Befheibsertetlung. ; 

Auträge anf nen find an das Verſichernngsamt zu richten. Die Beweisſtücke follen 
beillegen. 

Der Antrag kann rechtswirfſam bei einem Organ der Reichsverſtcherungsanfiolt oder bei einer 
anderen Danziger Behörde geſtellt werden. Sie haben das Schriftftück unverzüglich an das zuſtändige 
Verfſicherungsamt abzugeben. 

Minderjährige, die das fechzehnte Lebensjahr vollendet haben, können ſelbſtändig den ag 
für Hd) ſtellen und verfolgen. 


9 230. 

Zuſtändig iſt das Verficherungsamt, in deſſen Bezirk der Verſicherte zur Zeit des Antrags wohnt 
oder beſchäftigt iſt. 

Sind hiernach mehrere Verſicherungsämter zuftändig, jo hat dasjenige den Vorzug, das Zuerſt 
angegangen i 

gegangen ift. 3 281 

Hat der Verſicherte keinen Wohn⸗ oder Beſchäftigungsort im Inland, oder it er geſtorben aber 
verſchollen, ſo iſt ſein letzter inländiſcher Wohn⸗ oder Beſchäftigungsort maßgebend. 

Ift ein ſolcher nicht vorhanden, jo iſt der Sitz des Unternehmens maßgebend. in dem der Ver; 
ficherte beschäftigt iſt oder zuletzt beſchäftigt war. 

9 232. 

Hält das Verſicherungsamt ein 8 für zuſtändig, jo gibt es die Sache an dieſes weiter. 

Hält ſich auch dieſes nicht für zuständig, jo entſcheidet der Vorſitzende des beiden Berficherungs⸗ 
amtern übergeordneten Oberverſicherungsamts oder, wenn ein ſolches nicht vorhanden iſt, das Reichs⸗ 
verſicherungsamt. 

Die Entſcheidung iſt endgültig und bindet die Inftanzen. 

Der Vorſitzende des Verſicherungsamts bereitet die Sache vor und ermittelt nach freiem Ermeſſen, 
was zur Klarſtellung des Sachverhalts erforderlich iſt. Er kann Beweiſe erheben, insbeſondere nach 
eigenem Ermeſſen Augenſchein einnehmen, Zeugen und Sachverſtändige, namentlich Berufsgenoſſen des 
Antragſtellers auch eidlich vernehmen, Gutachten von Arzten und amtliche Auskünfte jeder Art einholen, 
auch andere Verſicherungoträger beiladen. 

Unterliegt die Beweisaufnahme vor dem Verſicherungsamt erheblichen Schwierigkeiten, insbeſondere 
wegen großer Entfernung des Hufenthalts der zu vernehmenden Perſonen von dem Sitze des Ver⸗ 
ſicheruugsamts, ſo kann ein anderes Verſicherungsamt oder, wenn die Beweisaufnahme vor einem anderen 
Berſtcherungsamt gleichfalls Schwierigkeiten unterliegen würde, eine andere Behörde, bei eidlichen Ver⸗ 
nehmungen nur das Verſicherungsamt oder das Amtsgericht erſucht werden. Das gleiche gilt bei Geſahr 
im Verzuge. 

Bei der Einnahme des Augenſchelns und der Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen tit 
der Reichsverficherungsauſtalt und dem age Gelegenheit zur Teilnahme zu geben. 


9 234 
entſpricht dem bisherigen 8 242. i 
i 8 235 
entſpricht dem bisherigen $ 248. 1285 
entſpricht dem bisherigen 8 244. 5 
9 287 


entſpricht dem bisherigen 8 245 Abf. 1. 


Gericht in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 
Auf Beſchwerde gegen die Feſtſezung der Gebühren entſcheidet das Oberverſicherungsamt 
endgültig. 
8 230. 
Die Vorſchtiften des 8 235, Abf. 2 und $ 236 gelten auch für das Verfahren vor dem erſuchten 
Amtsgericht. Im übrigen finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordunng entſprechende Anwendung. 


3 \ § 240. 

Dem Antragſteller iſt der Inhalt und auf Verlangen eine Abſchrift der Beweisverhandlungen, 
der Reichsverſicherungsanſtalt ſind die geſamten Vorgänge mitzuteilen. 

Der Vorſitzende entſcheidet, wie weit dem Antragſteller ärztliche Zeugniſſe und Gutachten mit⸗ 
zuteilen find. - 

§ 241: 

Die Erhebungen ſollen ſich auf alle Fragen erſtrecken, die für die Eutſchlezung der Reichs⸗ 
verſicherungsanſtalt von Bedeutung ſind, insbeſondere auf die Verſicherungspflicht oder die Verſicherungs⸗ 
berechtigung, die Berufsunfähigkeit und den Tag ihres Eintritts, das Alter der Waiſen, die Bedürftigkeit 
und die Erwerbsunfähigfeit, wenn es ſich um die Witwenrente handelt. 

Auf Antrag des Berechtigten iſt das Gutachten eines von ihm benannten Arztes einzuholen, 
wenn das Gutachten nach Anſicht des Verſicherungsamts für die Entſcheidung von Bedeutung ſein kann. 
Die Koſten hat der Berechtigte vorher zu zahlen. 

Lehnt der vom Verſicherungsamt um ſein Gutachten erſuchte Arzt die Erſtattung des Gut⸗ 


Zeugen und Sachverſtändige erhalten Gebühren wie bei Vernehmungen vor den ordentlichen 5 


achtens ab, ſo entſcheidet das Verſicherungsamt, ob und von . anderen N, ein Gutachten ein- 


zuholen it. 9 242. 


Auf Verlangen der Berechtigten iſt in allen Fällen, wenn er die Koſten im voraus entrichtet, 
ein von ihm bezeichneter Arzt als Gutachter zu vernehmen. Laſſen ſich dieſe Koſten im voraus nicht 
beſtimmen, fo kann das Verſicherungs samt einen Pauſchbetrag als Sicherheitsleiſtung für dieſe Koſten fordern. 

Dringt der Berechtigte mit ſeinem Antrag durch, ſo ſind ihm die Koſten zu erſtatten, ſoweit es 
angemeſſen iſt. Bei Streit über die Erſtattung entſcheidet auf Beſchwerde das Oberverſicherungsamt 
endgültig. f 

§ 243. 1 
® Das Verſicherungsamt entſcheidet, wie weit dem neuen Guthaben ($5 241, 242) die vorhandenen 
ärztlichen Gutachten mitzuteilen ſind; Einſicht in die übrigen Vorverhandlungen muß ihm auf Verlangen 
gewährt werden. 
a ee. 


Nach Abſchluß der Erhebungen durch den Vorſitzenden wird die Sache vor dem Verſicherungsamt 
unter Zuziehung von je einem Vertreter der Verſicherten der Angeſtelltenverſicherung und ihrer Arbeit— 
geber in mündlicher Verhandlung erörtert, ſoweit § 262 nichts anderes vorſchreibt. 


§ 245. 

Für die Vorbereitung = mündlichen Verhandlungen gelten die Vorſchriſten der 99 233 bis 243. 
Insbeſondere kann der Vorſitzende vor der mündlichen Verhandlung die Unterſuchung des Antragſtellers 
und die Begutachtung deſſen Geſundheitszuſtandes durch einen Arzt ſowie das perſönliche Erſcheinen des 
Antragſtellers in der mündlichen Verhandlung anordnen. Er kann zur Verhandlung Zeugen und Sad)- 


verſtändige laden. 
8 246. 


Der Vorſitzende beſtimmt die Verhandlungszeit und teilt ſie den Parteien mit. j Die 


— 


Au 


Ba 


* 


Her Vorſthende bes Ausſchuſſes beſtimmt die W in der die Bae dung sder reer zu den 
Verhandlungen zuzuziehen ſind. Das Oberverſicherungsamt kann hierüber allgemeine Beſtimmungen treffen. 


8 248 
entſpricht dem bisherigen 8 233. 5 

§ 249 

entſpricht dem bisherigen $ 234. 
§ 250 

entſpricht dem bisherigen 8 235. 
s 8251 

entſpricht dem bisherigen 8 236. 
a 8252 

entſpricht dem bisherigen § 237. 
8 253 
Die mündliche Verhandlung iſt nicht öffentlich. 
§ 254 

entſpricht dem bisherigen & 256. 
§ 255. 


Das Verſicherungsamt kann Bevollmächtigte und Beiſtände zurückweiſen, die das Verhandeln 
vor Behörden geſchäftsmäßig betreiben. 

Dies gilt nicht für Rechtsanwälte und ſolche Perſonen, denen das Verhandeln vor Gericht 
geſtattet ift (§ 157 der Zivilprozeßordnung), auch nicht für ſolche Perſonen, die zur geſchäftsmäßigen 
Rechtsvertretung vor den Verſicherungsämtern oder Oberverſicherungsämtern zugelaſſen ſind, ſowie für 
Vertreter wirtſchaftlicher Vereinigungen der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer. 

Über die Zulaſſung entſcheidet das Oberverſicherungsamt, auf Beſchwerde die oberſte Ver— 
waltungsbehörde. f f 

Die Zulaſſung darf uur verſagt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ſie darf nicht 
verſagt werden aus Gründen, die ſich auf die religiöſe oder politiſche Betätigung des Antragſtellers ſtützen. 


5 256. 
Die Vorſchriften des @eriähtäperfoffüngsgefehes über die Aufrechterhaltung der Ordnung in der 
Sitzung (88 176 bis 182, 184) gelten entſprechend. 
Aber Beſchwerden gegen Ordnungsſtrafen ie das Oberverſicherungsamt endgültig. 
$ 257. 
Hält das Verſicherungsamt die Sache nicht für genügend aufgeklärt, jo beſchließt es den erforder- 


® 


lichen Beweis. Die Ausführung des Beſchluſſes kann es dem Vorſitzenden übertragen. 


Für die Beweisaufnahme gelten die SS 233 bis 243 entſprechend. 
a 8 258 
entſpricht dem bisherigen 8 260. 
§ 259. 

Iſt der Antragſteller auf Anordnung des Vorſitzenden in der mündlichen Verhandlung erſchienen, 
fo werden ihm auf Verlangen bare Auslagen und Zeitverluft vergütet; ſie können vergütet werden, wenn 
er ohne Anordnung erſcheint und der Ausſchuß das Erſcheinen für erforderlich hält. 

Auf Beſchwerde gegen die Verfügung, welche die Vergütung feſtſetzt oder ablehnt, entſcheidet das 
Oberverſicherungsamt endgültig. 

War der Antragſteller ohne Anordnung erſchienen, ſo gilt die Vergütung als abgelehnt, wenn 
der Ausſchuß nicht ausdrücklich feſtſtellt, daß das Erſcheinen erforderlich war. In dieſem Falle findet 
Beſchwerde nicht ſtatt. 


2 


3 260. 


5 uber die mündliche Verhandlung wird eine Riederfihrift duenne. N 
8 261. 

2 Das Verſicherungsamt erſtattet ein Gutachten; das Gutachten hat ſch über alles Gacpulprechen, 
was nach Anficht des Verſicherungsamts für die Entſchließung des Verſicherungsträgers von Bedeutung ift. 

1 Kann wegen Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens ($ 24) oder wegen Widerſetzlichkeit (§ 39) 
der Anſpruch ganz oder teilweiſe verſagt oder entzogen werden, ſo hat ſich das N auch dei 
auszuſprechen, wie weit von dieſer Befugnis Gebrauch zu machen iſt. 

Beruht das Gutachten nicht auf der Übereinſtimmung des Vorſitzenden des Ausſchuſſes und der 

Verſicherungsvertreter, ſo find die abweichenden Meinungen mit Angabe der Gründe zu vermerken. 


8 262. 
Eine mänblihe Verhandlung findet nicht ftatt, wenn es ſich handelt u um > RE 
Altersruhegeld, „„ 
Witwen⸗ und Waiſenrente, 2 Fi EA ee; 
Abfindung oder Erſtattung, g 
Fälle, in denen der Verſicherungsträger und der Berechtigte einig And, 
Die Verordnung über Geſchäftsgang und Verfahren G 228 a) kann weitere Fälle bekunden, in 
denen eine mündliche Verhandlung nicht ſtattfindet. 
8 Findet eine mündliche Verhandlung nicht ſtatt, ſo erſtattet der Berfigende des Ausjgufes bas 
Gutachten. 


8 268. 2 20 . 5 
Der Vorſitzende des Verficeiengsamte überfenbet die endende in das Gucken dem 5 
Verſicherungsträger. ; EN = 
8 283 3. En 


Die 88 223 bis 263 gelten entſprechend, wenn Ruhegeld ER: Rente entzogen oder einfefoit- 


werden ſoll. 
Für die Zuſtändigkeit des Verſicherungsamts gelten die 88 230 bis 232 entſprechend. 
Eine mündliche Verhandlung findet nicht ſtatt, wenn es ſich um das Ruhen des Ruhegeldes 


oder einer ſonſtigen Rente handelt. 2 ; 
8 264. A 9 > 


Das Verſicherungsamt benachrichtigt die Neihnerieringäehftäk; wenn es füge ne 
ein Verſicherter durch ein Heilverfahren vor der Berufsunfähigkeit bewahrt werden kann, 
der Empfänger eines Ruhegeldes durch ein Heilverfahren wieder berufsfähig werden kann, 
das Ruhegeld oder eine Rente zu entziehen iſt, 75 
das Ruhegeld oder eine Rente zu ruhen hat. 
8 2. Beſcheidserteilung. 
§ 265. R 
Das Direktorium der Reichsverficherungsanftalt ſtellt die Leiſtungen be Angefeltenzerfierung feit. 
§ 266. 
Wird der angemeldete Anſpruch anerkannt oder abgelehnt, jo ift ein ſchriftlicher Beſcheid zu 
erteilen. Er iſt zu begründen und zu unterſchreiben. Die Unterſchrift des Präſidenten des Direktoriums 


oder eines Direktoriumsmitglieds genügt. Das Direktorium kann zur Unterzeichnung auch andere Beamte 


des höheren Dienſtes bei der Reichsverſicherungsanſtalt beſtellen. Der Senat kann nach Anhören der 


Reichsverſicherungsanſtalt über die Beurkundung der Jeſtſtelungsbeſchlüſe ſowie Aber: die dankee : 


und Ausfertigung des Beſcheides Näheres beſtimmen. 


Wird der Anſpruch abgelehnt, ſo erhält der Berechtigte uf Antrag toſtenlos eine Abſchriſt des i 


Gutachtens des Verſicherungsamts, „Ferner erhält er auf Antrag Abjchriften der Niederſchriſten über 
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Spruchkammer anrufen. Die Verfügung muß darauf hinweiſen. 


| Zeugen. und Sachverſtändigenvernehmungen ſowie der ärztlichen Gutachten: die Koſten hat er verher 


zu zahlen. Sämtliche Abſchriften find nur zu erteilen, ſoweit dies mit Rückſicht auf den Berechtigten 
zuläſſig erſcheint. Auf Beſchwerden entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 

Wird eine Rente gewährt, ſo iſt in dem Beſcheid ihre Höhe, ihr Beginn und die Art ihrer 
Berechnung anzugeben. 

Der Beſcheid muß den Vermerk enthalten, daß er rechtskräftig wird, wenn der Berechtigte nicht 
binnen einem Monat nach Zuſtellung des Beſcheides Berufung bei dem Oberverſicherungsamt einlegt. 
Für Seeleute, die ſich außerhalb Europas aufhalten, wird dieſe Friſt von der Stelle beſtimmt, welche 
die angefochtene Entſcheidung erlaſſen hat; ſie muß mindeſtens drei Monate von der Zuſtellung an 
beantragen. i 

8 & 267. 

Will die Reichsverſicherungsanſtalt dem für die Gewährung einer Rente abgegebenen Gutachten 
des Vorſitzenden des Verſicherungsamts nicht entſprechen, jo ift die Sache zur Erörterung und Begut⸗ 
achtung an das Verficherungsamt zurückzugeben, wenn es ſich um die Verſicherungspflicht, die Verſicherungs⸗ 
berechtigung oder die Berufsunfähigkeit handelt. 


§ 268. 

Die 88 265 bis 267 gelten entſprechend, wenn eine Rente entzogen oder eingeſtellt oder ihr 

Ruhen feſtgeſtellt werden ſoll. 
§ 269. 

Die Reichsverſicherungsanſtalt kann auf Antrag des Verſicherungsamts einem Beteiligten in 
dem Beſcheide ſolche Koſten zur Laſt legen, die er durch Mutwillen, Verſchleppung oder Irreführung 
veranlaßt hat. 

Dieſe Koſten fließen in die Kaſſe der Reichsverſicherungsanſtalt. 


> 8 269 a. 
® Iſt ein Antrag auf Ruhegeld endgültig abgelehnt worden, weil dauernde Berufsunſähigkeit 
nicht nachweisbar war, oder iſt Ruhegeld rechtskräftig entzogen, weil Berufsunfähigkeit nicht mehr vorlag, 
ſo kann der Antrag erſt ein Jahr, nachdem die Entſcheidung zugeſtellt worden iſt, vorher nur dann 
wiederholt werden, wenn glaubhaft beſcheinigt wird, daß inzwiſchen Umſtände eingetreten ſind, die den 
Nachweis der Berufsunfähigkeit liefern. 
Wird die Beſcheinigung nicht beigebracht, ſo weiſt das Verſicherungsamt den vorzeitig wieder⸗ 


holten Antrag zurück. Der Beſcheid iſt nicht anfechtbar. 


§ 269 b. 
Auszüge auf Heilverfahren find an die Reichsverſicherungsanſtalt zu richten. 
3. Verfahren vor dem Oberverſicherungsamte. 
§ 270. 
Gegen Beſcheide der Reichsverſicherungsanſtalt iſt das Rechtsmittel der Berufung an das Ober— 


verficherungsamt (Spruchkammer) zuläſſig. 


l. 
Über die Berufung eutſcheidet das Oberverſicherungsamt. 
& 272. . 


Ifſt die Berufung verſpätet oder unzuläſſig, 0 kaun ſie . Vorſitzende ohne mündliche Ver⸗ 


4 handlung zurückweiſen. 


Der Antragſteller kann binnen einer Woche nach Zuſtellung der Verf fügung die Entſcheidung der 


$ 278. * 
Die Entſcheidung ergeht auf Grund mündlicher Verhandlung vor der Spruchkammer. 


| 
| 


= 8 274 | 
Fa.ür das Verfahren über die Berufung gelten die Paragraphen über das Verfahren vor dem 
Verſicherungsamt entſprechend, ſoweit nicht die 88 275 ff. etwas anderes vorſchreiben. 
i 8 275. d 
Wenn der Verſicherte oder ſeine Hinterbliebenen beantragen, daß ein beſtimmter Arzt gutachtlich 
gehört werde, kann das Oberverſicherungsamt, falls es dieſem Antrag ſtattgeben will, dieſe Anhörung 
von der Bedingung abhängig machen, daß der Antragſteller die Koſten vorſchießt und, falls das Ober⸗ 
verficherungsamt nicht anders entſcheidet, ſie endgültig trägt. 


§ 276 


§ 277. 

Die Beiſitzer werden zu den Verhandlungen der Spruchkammer nach einer im voraus auf. 
geſtellten Reihenfolge zugezogen. Das Nähere beſtimmt die oberſte Verwaltungsbehörde. Beiſitzer, die 
in die Beſchlußkammer gewählt find, find entſprechend ſeltener zu den Verhandlungen der Spruchkammer 
zuzuzlehen. i 8 

Will der Vorſitzende von der Reihenfolge aus beſonderen Gründen abweichen, ſo hat er ſie in 
den Akten zu vermerken. a 5 


entfpricht dem bisherigen § 277. 


8 278 


§ 270. 
Das Urteil der Spruchkammer wird öffentlich verkündet, auch wenn die Offentlichkeit der Ver⸗ 
handlung ausgeſchloſſen war. . 
Es wird mit Gründen verſehen, von dem Vorſitzenden unterſchrieben, ausgefertigt und den 
Parteien zugeſtellt. ? 5 ; N 
Das Urteil ſoll den Vermerk enthalten, daß es rechtskräftig wird, wenn der Berechtigte nicht 
binnen einem Monat nach der Zuſtellung Reviſion beim Reichsverficherungsamt einlegt. Für Seeleute, 
die ſich außerhalb Europas aufhalten, wird dieſe Frift vom Oberverſicherungsamte beſtimmt; ſie muß 
mindeſtens drei Monate von der Zuſtellung an betragen. Die Entſcheidung ergeht nach mündlicher 
Verhandlung. 9 280. E 
Die mündliche Verhandlung iſt öffentlich. 
Die Offentlichkeit kann aus Gründen des öffentlichen Wohles oder der Sittlichkeit ausgeſchloſſen 
werden; der Beſchluß iſt öffentlich zu verkünden. 85 5 
§ 281. 


entſpricht dem bisherigen § 249. 


D 


Schreib- und Rechenfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die im Urteil vorkommen, ſind 
jederzeit auf Antrag oder von Amts wegen zu berichtigen. 
Der Vorſitzende entſcheidet ohne mündliche Verhandlung, ob zu berichtigen iſt. 
Berichtigt er, jo wird die Verfügung auf, der Urſchrift des Urteils und den Ausfertigungen 
vermerkt. Über die Verfügung kann ſich der Beteiligte beim Senat beſchweren. 
Die Verfügung, die eine Berichtigung ablehnt, iſt unanfechtbar. 
8 282 


entſpricht dem bisherigen § 265. 


Hebt die Spruchkammer deu angefochtenen Beſcheid oder das angefochtene Urteil auf, weil das 


Verfahren an einem weſentlichen Mangel leidet, ſo kann ſie die Sache an die Vorinſtanz oder an den 
Verſicherungsträger zurückverweiſen. 

Dabei kann ſie die Gewährung einer vorläufigen Leiſtung anordnen. 
entſpricht dem bisherigen § 279. 


eren 


nr 


Ste 


E 


ee ar FE 
Will das Oberverſicherungsamt in einem Falle, in dem die Reviſion ausgeſchloſſen iſt ($ 287), 
von einer amtlich veröffentlichten grundſätzlichen Entſcheidung des Reichsverſicherungsamts abweichen, 
oder handelt es ſich in einem ſolchen Falle um eine noch nicht feſtgeſtellte Auslegung geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften von grundſätzlicher Bedeutung, ſo hat es die Sache unter. Begründung ſeiner Rechtsauffaſſung 
an das Reichsverſicherungsamt abzugeben. Das Reichsverſicherungsamt entſcheidet in dieſen Fällen an 
Stelle des Oberverſicherungsamts. Von der Abgabe der Sache ſind die Beteiligten zu benachrichtigen. 
4. Verfahren vor dem Reichsverſicherungsamte. 
$ 286. 
Gegen das Urteil des Oberverſicherungsamts iſt Reviſion zuläſſig. 
A . TE LEER § 287. = 8 
Die Reviſion iſt ausgeſchloſſen, wenn es ſich handelt um 
„1. Höhe, Beginn und Ende von Ruhegeld oder ſonſtiger Rente, 
2. Hinterbliebenenrente, = 
3. Abfindung oder Erſtattung. = 
§ 288. 
Bezieht ſich eine im übrigen zuläffige Reviſion einer Partei auch auf Anſprüche, für die das 
Rechtsmittel ausgeſchloſſen iſt, ſo darf über dieſe nur dann entſchieden werden, wenn den zuläſſigen 
Reviſionsanträgen ganz oder zum Teil entſprochen wird. a 


i § 289. 
„Über die Reviſion entſcheidet das Reichsverſicherungsamt (Spruchfenat). 
i : § 289 a. 
Die Reviſion iſt ſchriftlich einzulegen; fie ſoll die Reviſionsgründe angeben. Das angefochtene 
Urteil kann auch aus anderen Gründen geändert werden, als in der Reviſion angegeben iſt. 
entſpricht dem bisherigen 8 286. ; 
§ 291 
entſpricht dem bisherigen § 287 (ohne zitierten Paragraphen). 
N 8 202. 


Die Entſcheidung ergeht auf Grund mündlicher Verhandlung in öffentlicher Sitzung. 
S 293, 298 a 


§ 204. i 
Für das Verfahren über die Reviſion gelten die Vorſchriften über das Verfahren vor dem 
Oberverſicherungsamt entſprechend, ſoweit nicht die 58 295 ff. etwas anderes vorſchreiben. 


8 295. * 
Wird ein Mitglied des Spruchſenats aus einem Grunde, der ſeine Ausſchließung rechtfertigt, 
oder wegen Beſorgnis der Befangenheit abgelehnt, ſo entſcheidet über das Ablehnungsgeſuch der Spruch⸗ 


ſenat. Vei der Entſcheidung darf der Abgelehnte nicht mitwirken. Bei Stimmengleichheit gilt das 
Geſuch als abgelehnt. f = 


entſprechen den bisherigen 88 289 und 290. 


a 5 8 296. 

Wird das angefochtene Urteil aufgehoben, ſo kann der Senat entweder ſelbſt in der Sache 
entſcheiden oder ſie an die Vorinſtanz oder den Verſicherungsträger zurückverweiſen. Dabei kann er die 
Gewährung einer vorläufigen Leiſtung anordnen. 2; 


Die Stelle, an welche die Sache überwieſen wird, iſt an die rechtliche Beurteilung gebunden, 
die der Aufhebung des angefochtenen Urteils zugrunde liegt. 0 


III. Beſchluß verfahren. 
§ 296 e. Er 
Soweit es ſich nicht um die Feſtſtellung von Leiftungen handelt, ergehen die Entſcheidungen 
der Verſicherungsbehörden im Beſchlußverfahren. 


$ 296 f. 
Die Verhandlungen im Beſchlußverfahren find nicht öffentlich. 
5 2 § 296 g. N 
Eine mündliche Verhandlung findet nur ſtatt, wenn der Vorſitzende es für erforderlich hält oder 
eine der Parteien es beantragt. Soweit keine mündlichen Verhandlungen ſtattfinden, entſcheidet der 
Vorſitzende allein. Im übrigen gelten die für das Spruchverfahren getroffenen Vorſchriften. 
i $ 296 h. 
Gegen die Entſcheidung des Verſicherungsamts ift Beſchwerde au das Oberverſicherungsamt 
zuläſſig, ſoweit das Geſetz nichts anderes vorſchreibt. 
N § 296 i. 
Die Behörde, die über die Veſchwerde zu entſcheiden hat, kann den Vollzug der angefochtenen 


Entſcheidung ausſetzen. 
§ 296 k. 


Iſt die Beſchwerde zuläſſig und rechtzeitig eingelegt, ſo werden die Beteiligten gehört. 
8 2961. 
Iſt die Beſchwerde begründet, jo kann die zur Entſcheidung berufene Stelle entweder ſelbſt in 
der Sache entſcheiden oder ſie an die Vorinſtanz oder an die Reichsverſicherungsanſtalt zurückverweiſen. 
Die Stelle an welche die Sache überwieſen wird, iſt an die rechtliche Beurteilung gebunden, die 
der Aufhebung des angefochtenen Urteils zugrunde liegt. 
§ 296 m. 
Soweit dieſes Geſetz nichts anderes vorſchreibt, ift gegen die auf Beſchwerde erlaſſene Ent⸗ 
ſcheidung des Oberverſicherungsamts weitere Beſchwerde an das Reichsverſicherungsamt zuläſſig. 
Für das Verfahren gelten die gleichen Vorſchriften wie für die Beſchwerde. 
8 296 n. e 
Will das Oberverſicherungsamt in einem Falle, in dem es endgültig zu entſcheiden hätte, von 
einer amtlich veröffentlichten grundſätzlichen Entſcheidung des Reichsverſicherungsamts abweichen, oder 
handelt es ſich in einem ſolchen Falle um eine noch nicht feſtgeſtellte Auslegung geſetzlicher Vorſchriften 
von grundſätzlicher Bedeutung, fo ift nach 8 285 zu verfahren. 5 
5 § 296.0. 
Die Vorſchriften über die Veröffentlichung grundſätzlicher Entſcheidungen gelten auch für 
Beſchlußſachen. 
44. Die 88 309, 310 erhalten folgende Faſſung: 
Die Wiederaufnahme des Verfahrens kann durch den Senat abweichend von den vorſtehenden 


Vorſchriften geregelt werden. 5 
a s 310. „ 


Gegenüber einem rechtskräftigen Beſcheide kann eine neue Prüfung beantragt werden, wenn eine 
der Vorausſetzungen der $$ 297, 298 vorliegt. i 
Die 88 299 ff. gelten entſprechend. 


* 280 
45. Der 8 313 erhält folgende Faſſung: 
Die Reichsverſicherungsanſtalt zahlt auf Anweiſung des Direktoriums durch die Poſt. 
Falls die Reichsverſicherungsanſtalt durch die Poſtanſtalten als Zahlſtellen auszahlen will, wird 
das nähere Verfahren durch den Senat geregelt. ’ 
46. Die $$ 315, 316, 318, 319 fallen weg. 
47. Der $ 340 erhält folgende Anderungen: 
a) der Satzteil „die Beiträge abzuführen oder“ ſowie die Klammer „(Ss 185, 187)“ fällt weg. 
bj) Zwiſchen dem erſten und zweiten Satze wird folgender Satz eingefügt: . 
i Die Beſtrafung iſt auch zuläſſig, wenn verſpätet die richtigen Marken verwendet worden ſind. 
c) Im Abf. 1 wird folgender Satz 4 eingefügt: 
Der Senat kann Zuwiderhandlungen gegen die Entwertungsvorſchriften mit Strafe bedrohen. 


= 48. Im 8 347 fällt Abſ. 1 weg. 
Br 49. Der $ 365 erhält folgende Faſſung: | 
Bi. $ 365. # 
Fabrik-, Betriebs-, Haus⸗, Seemanng- und ähnliche Kaſſen für eine oder mehrere Unternehmungen 
können auf ihre ſatzungsmäßigen Leiſtungen aus Invaliden, Alters: oder Hinterbliebenenunterſtützungen, 


die ſie ihren nach dieſem Geſetze verſicherten Mitgliedern geben, die Ruhegeld- oder Hinterbliebenenbezüge 
dieſes Geſetzes anrechnen. Vorausſetzung ift dabei, daß die Kaſſen nur für die im 8.1 Abſ. 1 
bezeichneten Perſonen errichtet ſind oder der Teil des Vermögens der Kaſſen für die Angeſtellten⸗ 
verſicherung ausgeſchieden und beſonders verwaltet wird, ſowie daß die Kaſſen die Beiträge aus ihren 
Mitteln entrichten und die Arbeitgeber Zuſchüſſe zu der Kaſſe zahlen, die mindeſtens der Hälfte der 5 
nach dieſem Geſetze zu entrichtenden Beiträge gleichkommen. Die ſatzungsmäßigen Leiſtungen werden, 
wenn ſie von der Reichsverſicherungsanſtalt mit zu decken ſind, in dem Verfahren nach dieſem Geſetze 
feſtgeſtellt. F 

Kommen mehrere Kaſſen in Frage, die für den Berechtigten Beiträge zur Reichsverſicherungs⸗ 
Be anſtalt entrichtet haben, fo teilt dieſe jeder einzelnen Kaſſe den für ſie in Aurechnung kommenden, den 
* entrichteten Beiträgen entſprechenden Betrag der Leiſtungen dieſes Geſetzes mit. 
Be. Das Gleiche gilt für Knappſchaftsvereine und Knappſchaftskaſſen ſowie für andere öffentlich— 
* rechtliche Penſionseinrichtungen und für ſolche zur Invaliden-, Alters- und Hinterbliebenenfürſorge 
. beſtimmte Kaſſen, für welche nach Ortsſtatut eine Beitragspflicht beſteht. 
Be. 50. Die $$ 366 bis 368 fallen weg. 3 
51. Die 88 369, 370 erhalten folgende Faſſung: 

N § 369. 

Zur Durchführung der Vorſchriften im 5 365 ſind die Satzungen der Kaſſen zu ändern; die 
3 Anderung bedarf der Genehmigung der zuſtändigen Behörde. Die Behörde kann auf Antrag die 
Anderung rechtsgültig ſelbſt vornehmen, wenn ein Beſchluß über die Satzungsänderung nicht zuſtande 
kommt. Den Antrag kann die Mehrheit der Arbeitgeber oder der nach § 1 Abſ. 1 verſicherten 
Mitglieder ſtellen. 


§ 370. 
Die 85 365, 369 ſind entſprechend anzuwenden auf Wohlfahrtseinrichtungen und auf ſolche 1 
Verſicherungseinrichtungen, die für die im 5 1 Abſ. 1, s 2 bezeichneten Perſonen errichtet find. 


Einrichtungen, die von Gemeindeverbänden verwaltet werden, können ſich auf eine andere 
Perſon erſtrecken. - 
52. $ 371 fällt weg. 5 
58. An die Stelle der 8s 372 bis W7 treten folgende Vorſchriften: l 3 
8 3720. f 
Die Beteiligung bei einer nach dem Verſicherungsgeſetze für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 
K Keichsgeſetzbl. S. 989) zugelaſſenen Erſatzkaſſe gilt der Verſicherung bei der Reichsverſicherungsanſtalt gleich. 


§ 372 b. 8 

Der Erſatzkaſſe müſſen ſämtliche Verſicherungspflichtigen der Unternehmungen, für die ſie errichtet 
iſt, angehören, ſoweit fie nicht nach S 390 von der Beitragsleiſtung befreit ſind. 

i 8 372 c. f 

Die Kaſſenleiſtungen müſſen den geſetzlichen Leiſtungen mindeſtens gleichwertig und in dieſer 
Höhe gewährleiſtet ſein. Die Leiſtungen für die Zwecke des Heilverfahrens gelten als gleichwertig, 
wenn die Erſatzkaſſe den gleichen Betrag aufwendet, den die Reichsverſicherungsanſtalt nach dem zuletzt 
veröffentlichten Rechnungsabſchluß aus ihren Beitragseinnahmen für das Heilverfahren aufgewendet hat. 
Die für die SEE, zuſtändige Muflichtsbehörde überwacht die Ausführung dieſer Vorſchrift. 

| § 3724. 

Wird die Zulaſſung als Erſatztaſſe zurückgezogen oder die Erſatzkaſſe aufgelöſt, jo geht die 
Verpflichtung zur Befriedigung der reichsgeſetzlichen Anſprüche auf die Reichsverſicherungsanſtalt über. 
Aus dem Vermögen der Erſatzkaſſe find der Reichsverſicherungsanſtalt die erforderlichen Deckungsmittel 
für die übernommenen reichsgeſetzlichen Leiſtungen zu überweiſen. Der Senat beſtimmt das Nähere. 

Bei Streit entſcheidet das Reichsverſicherungsamt. 

5 372 b. 

5 Die Beiträge der Arbeitgeber zu den Kaſſen müſſen mindeſtens den reichsgeſetzlichen Arbeit 
geberbeiträgen, und, ſofern die Beiträge der Verſicherten höher ſind, dieſen gleichkommen. Die von den 
Arbeitgebern gemachten beſonderen Aufwendungen ſind auf die Beiträge der Verſicherten und der Arbeit- 
geber gleichmäßig anzurechnen. f ö 
Bi $ 372f. 


Den Verſicherten muß bei der Verwaltung der Kaſſe und bei der Feſtſtellung von Kaſſen— 
leiſtungen eine den Vorſchriften dieſes Geſetzes entſprechende Mitwirkung eingeräumt ſein. Die Wahl 
muß geheim ſein. 2 

§ 372g. 

„Die Vorſchriften der 88 93, 94 wegen Übertragung, Verpfändung, Pfändung und Aufrechnung 
der Verſicherungsanſprüche gelten entſprechend für Anſprüche an Erſatzfaſſen. Sie gelten nicht, ſoweit 
die Leiſtungen der Erſatzkaſſe die reichsgeſetzlichen Leiſtungen überſteigen. 

Die oberſte Verwaltungsbehörde beſtimmt, welche Stelle für die Genehmigung nach § 3 Abſ. 2 
zuſtändig iſt. : 

S 372 b. 

Für die Berechnung der Wartezeit, des Ruhegeldes und der Renten gelten in bezug auf den 
reichsgeſetzlichen Anſpruch die Vorſchriften dieſes Geſetzes. Die Zeit der Verſicherung bei Erſatzkaſſen ſteht 
der bei der Reichsverſicheruangsanſtalt gleich. 

ö 8 3721. 

Die geſetzlichen Leiſtungen der Erſatzkaſſen ſtellt, ſoweit nicht im § 24a etwas anderes beſtimmt 
iſt, die Reichsverſicherungsanſtalt feſt. Die beteiligten Erſatzkaſſen find vorher zu hören. Der Beſcheid 
iſt ihnen zuzuſtellen. Jede von ihnen iſt berechtigt, Rechtsmittel einzulegen. 

Zu den Koſten des Oberverſicherungsamts und des Reichsverſicherungsamts haben die Erſatz⸗ 
kaſſen einen Pauſchbetrag zu leiſten, den der Senat beſtimmt. 


$ 372 K. 


Dem Berechtigten gegenüber iſt die Reichsverſicherungsanſtalt zur Leiſtung verpflichtet. Die 
Erſatzkaſſen haben das Deckungskapital für die ihnen zur Laſt fallenden reichsgeſetzlichen Leiſtungen 


ſpäteſtens innerhalb zwei Wochen nach der ihnen zugegangenen Aufforderung der Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt zu überweiſen. Die Reichsverſicherungsanſtalt kann die Friſt unter Berechnung von Verzugs⸗ 
zinſen verlängern. 5 g 


Ar 


Streit über die Höhe des Deckungskapitals entſcheidet das Reichsverficherungsamt. 

Das Deckungskapital wird wie Gemeindeabgaben beigetrieben. ge 

Der Senat beſtimmt die Grundſätze für die Berechnung des Deckungskapitals nach Anhören 
der Reichsverſicherungsanſtalt. a 


88721 | 

Jede Erſatzkaſſe hat beim Austritt eines der Verſicherungspflicht unterliegenden Kaſſenmitglieds 
innerhalb eines Monats nach dem Austritt der Reichsverſicherungsanſtalt eine Beſcheinigung zu über⸗ 
ſenden, die über die Zahl und Höhe der nach dieſem Geſetz entrichteten Beiträge Auskunft gibt. Eine 
gleiche Beſcheinigung iſt zu überſenden, wenn das Kaſſenmitglied berufsunfähig geworden oder geſtorben iſt. 

Der Senat beſtimmt Form und Inhalt der Beſcheinigung nach Anhören der Reichs- 
verſicherungsanſtalt. i 

Wird die Beſcheinigung nicht rechtzeitig überſandt, jo kann die Reichsverſicherungsanſtalt die 
ſäumigen Organe der Kaſſe mit Geldſtrafe bis zu zweihundert Mark beſtrafen. 5 


0 . 8 372m. i 

Die Erſatzkaſſen haben für jedes verſicherungspflichtige Mitglied und jeden angefangenen ode 
vollen Beitragsmonat den Betrag von dreißig Mark bis ſpäteſtens fünfzehn Tage nach Ablauf des 
Beitragsmonats an die Reichsverſicherungsanſtalt zu zahlen. Die Reichsverſicherungsanſtalt kann die 
Einzahlungsfriſt verlängern. 3 

54. Der Unterabſchnitt III (83 387, 388, 389) fällt weg. 

55. Die Überſchrift von § 390 erhält die Nr. III. 

56. Der 8 390 erhält folgende Faſſung: 

— § 390. 
Angeſtellte, die beim Eintritt in die verſicherungspflichtige Beſchäftigung das dreißigſte Lebens⸗ 


jahr überſchritten haben und für die ſeit mindeſtens drei Jahren ein Verſicherungsvertrag bei einer. 


öffentlichen oder privaten Lebensverſicherungsunternehmung (8 1 des Geſetzes über die privaten Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 — Reichsgeſetzbl. S. 139 —) geſchloſſen iſt, können auf 
ihren Antrag von der eigenen Beitragsleiſtung befreit werden, wenn der Jahresbetrag der Beiträge für 
dieſe Verfcherungen beim Eintritt in die verſicherungspflichtige Beſchäftigung mindeſtens den ihren 
Gehaltsverhältniſſen entſprechenden Beiträgen gleichkommt, die ſie nach dieſem Geſetze zu tragen hätten 
(Halbverſicherte). e 

Streit über die Befreiung wird nach § 193 entſchieden. 

57. Der 8 391 fällt weg. 

58. Die 88 392, 398 erhalten folgende Faſſung: 

i r 8 392. = 

Für Halbverſicherte entrichtet der Arbeitgeber an die Reichsverſicherungsanſtalt den Beitrag in 
der Gehaltsklaſſe des halben Jahresarbeitsverdienſtes, mindeſtens aber in der unterſten Gehaltsklaſſe, 
wenn der halbe Jahresverdienſt darunter bleibt. i 

Der Halbverſicherte ſelbſt hat der Reichsverſicherungsanſtalt monatlich fünfzehn Mark zu über⸗ 
ſenden als Anteil an dem Abgeltungsbetrage, der den Trägern der Invalidenverſicherung zu überweiſen 
iſt. Die Reichsverſicherungsanſtalt kann andere Zahlungsfristen zulaſſen. . 

Hat der Arbeitgeber zur Lebensverſicherung eines Halbverſicherten Zuſchüſſe gezahlt, jo kann er 
dieſe Zuſchüſſe um den Beitrag, kürzen, den er zur geſetzlichen Angeſtelltenverſicherung zu leiſten hat. 

Tritt der Verſicherungsfall innerhalb der erſten fünfzehn Jahre nach dem 1. Januar 1913 ein, 
ohne daß ein Anſpruch auf Leiſtungen nach dieſem Geſetz oder aus der Invalidenverſicherung geltend 


gemacht werden kann, jo ſteht beim Tode des Verſicherten der hinterlaſſenen Witwe oder dem Witwer, 
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> Bein 

oder falls ſolche nicht vorhanden ſind, den hinterlaſſenen Kindern unter achtzehn Jahren ein Anſpruch auf 
vier Zehntel der für den Verſtorbenen eingezahlten Beiträge zu. Der’ Anſpruch verfällt, wenn er nicht 

innerhalb eines Jahres nach dem Tode des Verſicherten geltend gemacht wird. N N 


Artikel II. £ = 

Beiträge für die Zeit vor dem 1. Januat 1923 werden nach den bisherigen Vorſchriften entrichtet. 

en „„ HT EEE 

Angeſtellte, die mit einem Jahresarbeitsverdienſte von mehr als dreihunderttauſend Mark auf 
Grund des § 1 dieſes Geſetzes verſicherungspflichtig werden, ohne bereits eine laufende Anwartſchaft aus 
früherer Pflichtverſicherung zu haben (Neuverſicherte), werden auf Grund des § 11 von der Verſicherungs⸗ 
pflicht rückwirkend auf den Tag ihres Beginns befreit, ſofern der Befreiungsantrag binnen ſechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes beim Verſicherungsamt oder der Reichsverſicherungsanſtalt eingeht und 
bereits zu dem früheren Zeitpunkt die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Befreiung im übrigen vorlagen. 

Die Eigenſchaft als Neuverſicherter geht dadurch nicht verloren, daß der Verſicherte die frühere 
Pflichtverſicherung freiwillig fortgeſetzt hat. ee Br ut : 

Artikel IV.“ = 

Die bisher gejührten Verſicherungskonten der Reichsverſicherungsanſtalt ſind mit Wirkung vom 
31. Dezember 1922 abzuſchließen. Der Abſchluß iſt den Beteiligten mitzuteilen und wird bindend, wenn 
nicht binnen zwei Monaten Widerſpruch bei der Reichsverſicherungsanſtalt erhoben wird; der Angeſtellte 
iſt bei Mitteilung des Abſchluſſes darauf hinzuweiſen. Gegen den Beſcheid der Reichsverſicherungsanſtalt 
iſt das Streitverſahren nach 8 193 zuläſſig. f 2 7 I : 
g . Artikel V. 

Verſicherte, die bereits eine Verſicherungskarte beſitzen, legen ſie bei der Ausgabeſtelle vor und 
laſſen ſich eine neue Verſicherungskarte ausſtellen. Sie erhält die Nummer 1. 

Halbverſicherte erhalten die neue Verſicherungskarte mit dem Vermerke, daß die Befreiung noch 
beſteht. 5 a * 
8 Artikel VI. 
Der bisherige $ 201 erhält ſolgende Aenderungen: ; 
Der Satzteil „oder der Aufrechterhaltung der erworbenen Anwartſchaft“ und der Satzteil „oder 
die Anerkennungsgebühr“ werden geſtrichen. i N 5 

5 Artikel VII. 25 

Angeſtellten, die verſicherungspflichtig geweſen, infolge Erhöhung ihres Jahresarbeitsverdienſtes 
aus der Verſicherungspflicht ausgeſchieden find und nunmehr auf Grund der 88 1,2 dieſes Geſetzes wieder 
verſicherungspflichtig werden (Wiederverficherte), find die Kalendermonate der Zwiſchenzeit als Beitrags⸗ 
monate im Sinne der 8s 15, 49 anzurechnen. . 2 2 

Wienn ein ſolcher Angeſtellter von dem Rechte der freiwilligen Verſicherung nach § 15 für die 

zurückliegende Zeit, während welcher er nicht verſicherungspflichtig war, Gebrauch macht oder gemacht hat, 


“ 


jo gelten die freiwilligen Beiträge, die er für dieſe Zeit entrichtet hat oder gültig nachentrichtet, als Pflicht⸗ N 


beiträge im Sinne des § 48. Die freiwillige Verſicherung hat die Wirkung der Pflichtverſicherung nur 


des Angeſtellten aus der Verſicherungspflicht entrichtet ſind oder gültig nachentrichtet werden. 
Artikel VIII. 


inſoweit, als ihre Beiträge mindeſtens in der Gehaltsklaſſe des letzten Pflichtbeitrags vor jenem Ausſcheiden 3 


+ Fe ß 
Einzelnen Neuverſicherten kann in den erſten drei Jahren nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
die Reichsverſicherungsanſtalt nach vorhergehender ärztlicher Unterſuchung geſtatten, die Wartezeit zum 


Bezuge der Leiſtungen dieſes Geſetzes für Angeſtellte durch Einzahlung der entſprechenden Deckungsmittel 


abzukürzen. Der Senat beſtimmt die Grundſätze für die Berechnung der Deckungsmittel, nach Anhören 3, 
8 rt 5 g : = 


der Reichsverſicherungsanſtalt. f 
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Artikel IX. 

Neuverſicherte, die beim Inkraftkreten dieſes Geſetzes das fünfundſünfzigſte Lebensjahr bereits 
vollendet haben, werden auf ihren Antrag von der Verſicherungspſticht befreit, wenn ihnen die Abkürzung 
der Wartezeit nicht geſtattet wird oder nicht zugemutet werden kann. 

Artikel X. 

Für Neuverſicherte, die beim Jukrafttreten dieſes Geſetzes das fünfundfünfzigſte Lebensjahr 
bereits vollendet haben, gilt $ 397. Der Befreiungsantrag iſt innerhalb der erſten drei Jahre nach dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes zu ſtellen. 5 

Artikel XI. 

Als Beitragsmonate für die Erhaltung der Anwartſchaft (3 49) und als Vormonate für die 
freiwillige Verſichernng (§ 15) werden die Kalendermonate angerechnet, in denen der Verſicherte zur 
Erfüllung der Wehrpflicht in Friedens-, Mobilmachungs⸗ oder Kriegszeiten eingezogen geweſen iſt oder 
in Mobilmachungs⸗ oder Kriegszeiten vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes freiwillig militäriſche Dienſtleiſtungen 
verrichtet hat, ſoweit nicht ſchon die Bekanntmachungen vom 26. Auguſt 1915 und 2. Auguſt 1917 über 
die Angeſtelltenverſicherung während der Krieges (Reichsgeſetzbl. S. 531 und 680) anzuwenden ſind. 


Artikel XII. 

Leibrenten, die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits feſtgeſetzt ſind, werden in eine 
Kapitalabfindung umgewandelt. Die Grundſätze für die Berechnung der Abfindung ſetzt der Senat nach 
Anhören der Reichsverſicherungsanſtalt feſt. 8 - 

: Artikel XIII. ö f 

Anſprüche auf Leiſtungen, über die Feſtſtellungsverfahren am Tage der Verkündung dleſes 
Geſetzes ſchwebt, unterliegen deſſen Vorſchriſten. Ihre Nichtanwendung gilt auch dann als Revijions- 
grund, wenn das Schiedsgericht für Angeſtelltenverſicherung fie noch nicht anwenden konnte. 

Iſt nach dem 31. Dezember 1918 eine Beitragserſtattung oder eine Leiſtung wegen Verluſtes 
der Anwartſchaft rechtskräftig abgelehnt worden, ſo iſt auf Antrag zu prüſen, ob die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes für den Berechtigten günſtiger ſind. Wird dieſe Frage bejaht oder wird es von dem Berechtigten 
verlangt, jo iſt ihm ein neuer Veſcheid zu erteilen. Der Antrag auf Nachprüfung kann nur bis einſchließlich 
30. Juni 1923 geſtellt werden. ; 

Sind Invalidenrente oder Hinterbliebenenrenten aus der Juvalidenverſicherung vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits rechtskräftig feſtgeſetzt und ſchwebt zu dieſem Zeitpunkt ein Verfahren 
über einen Anſpruch auf Ruhegetd oder Hinterbliebenenrenten der Angeſtelltenverſicherung oder wird 
nach dieſem Zeitpunkt ein ſolcher Anſpruch geltend gemacht, To ſteht dem Berechtigten das Wahlrecht 


nach $ 24 a zu, falls die Wartezeit nach den Vorſchriften der Angeſtelltenverſicherung zurückgelegt iſt. 


Das Nähere über die Durchführung dieſer Vorſchrift beſtimmt der Senat. 
8 Artikel XIV. 
Streitigkeiten über die Verſicherungspflicht, über die das Verfahren am Tage des Inkraftkretens 
dieſes Geſetzes ſchwebt, werden nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes entſchieden. 
Artikel XV. 
3 Streitigkeiten, die am Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes bei den bisher zuſtändigen Stellen 
ſchweben, gehen mit dieſem Tage auf die neuen nach dieſem Geſetze zuſtändigen Stellen über. Dasſelbe 
gilt auch von Anträgen auf Leiſtungen, die beim Rentenausſchuß an dieſem Tage anhängig ſind. 
a Artikel XVI. 
Den Entſcheidungen des Reichsverſicherungsamts ſtehen für die Anwendung der 88 193, 285, 


206 b, 296 n die Entſcheidungen des bisherigen Oberſchiedsgerichts für Angeſtelltenverſicherung gleich. 


i Artikel XVII. 
\ Dieſes Geſetz tritt, ſoweit es die Verſicherungspflicht, die Gehaltsklaſſen, Höhe der Beiträge und 
Leiſtungen betrifft, mit dem 1. November 1922, im übrigen mit dem 1. Januar 1923 in Kraft. Mit 


5 en | 


a : 3 i SE 2 
dem 1. November 1922 tritt Artikel I des Geſetzes über Anderung des Verficherungsgeſetzes für Angeſtellte 
vom 27. September 1921 (Geſetzbl. S. 159) außer Kraft. d s d 

Werden nach dem 3]. Oktober 1922 Ruhegeld oder Hinterbliebenenrenten für die Zeit vor dem 

I. November 1922 feſtgeſetzt, ſo bleiben inſoweit die bisherigen Vorſchriften maßgebend. 

Sind Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente vor dem 1. November 1922 feſtgeſetzt, jo bewendet 
es bei dieſer Feſtſetzung; an die Stelle der Beihilfe nach dem Geſetz über Anderung des Verſicherungs- a 
geſetzes für Angeſtellte vom 27. September 1921 (Geſetzbl. S. 159) tritt jedoch vom 1. November 1922 
an die Rentenerhöhung nach 8 58 dieſes Geſetzes. a 

N Artikel XVIII. 

Der Senat wird ermächtigt, den neuen Wortlaut des Verfiherungsgejeges für Angeftellte in 
fortlaufenden Paragraphen feſtzuſtellen, ihn nach dieſem Geſetze zu berichtigen und zu ergänzen und unter 
der Bezeichnung „Angeſtelltenverſicherungsgeſetz“ bekannt zu machen. 8 


B. Anderungen der Reichsverfichernugsorduung. 

Artikel J. : 

Die Reichsverficherungsordnung wird wie folgt geändert: 5 
1. Der $ 1226 erhält folgende Faſſung: 5 
| 8.1226 -- ;; 8 
Für den Fall der Invalidität und des Alters ſowie zugunſten der Hinterbliebenen werden verſichert 

. Arbeiter, Geſellen, Hausgehilfen, ö | : i 

2. Hausgewerbtreibende, * 

3. die Schiffsbeſatzung Danziger Seefahrzeuge und die Beſatzung von Fahrzeugen der Binnen⸗ 
ſchiffahrt, ausgenommen bei Seefahrzeugen die Schiffsführer, Offiziere des Decks⸗ und 
Maſchinendienſtes, Verwalter und Verwaltungsaſſiſtenten ſowie die in einer ähnlich gehobenen 
oder höheren Stellung befindlichen Angeſtellten und bei Fahrzeugen der Binnenſchiffahrt die 
nach dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetze verſicherungspflichtigen Schiffsführer, 

+ Gehilfen und Lehrlinge, ſoweit fie nicht nach dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetze verſicherungs⸗ 
pflichtig oder verſicherungsfrei find. - g 

Vorausſetzung der Verſicherung iſt für die im Abſ. 1 unter Nr. 1,3 und 4 bezeichneten Per⸗ 

ſonen, daß ſie gegen Entgelt ($ 160) beſchäftigt werden. . 
2. Im § 1235 Nr. 3 wird das Wort „unterrichten“ durch die Worte „tätig find“ erſetzt. 
3.8 1236 erhält folgende Faſſung: ö 
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§ 1286, 
Verſicherungsfrei ift, wer invalide ift oder wer eine Invallden⸗, Witwen- oder Witwerrente 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes oder eine Witwerrente nach den Vorſchriften des Angeftellten- 
verſicherungsgeſetzes bezieht. 
4. Im $ 1237 wird als Abf. 2 hinzugefügt: 
Auf ſeinen Antrag wird von der Verſicherungspflicht auch befreit, wer Ruhegeld aus der 
Angeſtelltenverſicherung bezieht. | | \ 
5. Hinter 3 1242 wird neu eingefügt: 
5 1242». N 
Die Gewährleiſtung der in den $$ 1234, 1237 unb 1242 bezeichneten Anwartſchaften bewirkt Be⸗ 
freiung von der Verſicherungspflicht von dem Zeitpunkt ab, an dem fie tatſächlich verliehen wurden. Sie 
hat Feine rückwirkende Kraft. 
6. $ 1243 wird wie folgt geändert: 
a) Die Nr. 1 fällt weg. 
b) Die Nr. 2 erhält die Nr. 1. 
e) Die Nr. 3 erhält die Nr. 2. 


5 5 9. 9 1245 Ab. 1 erhält folgende Faſſung: e 5; RR ee 
Nach der Höhe des Jahresarbeitsverdienſtes werden für die Verficherten folgende Lohnklaſſen 


gebildet: N : 
Lohnklaſſe 1 bis 7200 Mark, 8 
> von 7200 „ bis 14400 Mark, 
. „„ „ ene 


„ 50 400 „ „5 2000 „ 
53 „ 108 000 
„ Li: „ 144 000 
„ et „ 216 000 
„„ 9 „ 216000 „ „ 324 000 
» 10 39000 5 432000 
5 11 % 482000 „ „ 576 000 
„ 12 „ 57600 „ „ 720 000 
„ 13 „ 720000 „ und darüber. : 
8. Im $ 1250 werden die Worte „Invaliden- oder Altersrenten“ durch das Wort „Invaliden⸗ 
renten“ erſetzt. 0 i 
9. Im 8 1251 werden die Worte „Duvaliden- oder Altersrente“ durch das Wort „Invaliden⸗ 
rente“ erſetzt. : 2 E 
10. Hinter 8 1254 wird nen eingefügt: 
3 8 1254 a. 3 #7 = 
Hat ein Verſicherter Beiträge zur Invalidenverſicherung und zur Angeſtelltenverſicherung ent⸗ 
richtet (Wanderverſicherter) und die Wartezeit ſowohl für die Invalidenrente aus der Invalidenverſicherung 
als auch für das Ruhegeld aus der Angeſtelltenverſicherung erfüllt, ſo kann er, wenn die Anwartſchaft 
nicht erloſchen iſt, entweder die Invalidenrente oder das Ruhegeld wählen. Die Wahl der einen oder 
der anderen Verſicherung iſt für den Verſicherten und ſeine Hinterbliebenen dauernd bindend. 
Hat der Wanderverſicherte ſelbſt keine Wahl getroffen, jo können ſeine Hinterbliebenen im Falle 


" b 


1 
2 
9 „ 14400 „ „ 28800 „ 
5 
) 
7 


. 


der Erfüllung der Wartezeit für die Hinterbliebenenrenten ſowohl der Invalidenverſicherung als auch der 


Angeſtelltenverſicherung die Hinterbliebenenrenten aus einer dieſer Verſicherungen wählen. Das Wahl⸗ 
recht ſteht der Witwe oder dem Witwer zu. Sind nur Waiſen vorhanden, ſo ſteht ihnen das Wahlrecht 
gemeinſchaftlich zu; haben ſie mehrere geſetzliche Vertreter, ſo entſcheidet der Vertreter der jüngſten Waiſe. 

Nähreres über die Durchführung dieſer Vorſchriften beſtimmt der Senat. 

11. $ 1255 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: f 

Invalidenrente erhält der Verſicherte, der das Alter von fünfundſechzig Jahren vollendet hat 


oder infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen dauernd invalide iſt. 


12. Im 8 1256 Satz 1 werden hinter den Worten „an dem“ die Worte „das Alter von fünf⸗ 


undſechszig Jahren vollendet oder“ eingefügt. b 


13. § 1257 und Überſchrift fallen weg. 
14. $ 1278 wird wie folgt geändert: 
a) Die Nr. 2 fällt weg. f 
b) Die Ziffer 1 vor den Worten „bei der Invalidenrente“ wird geſtrichen. 
15. Hinter § 1279 wird neu eingefügt: 
f $ 1279 K. | = 

Iſt die Wartezeit in der Angeſtelltenverſicherung nicht erfüllt, jo ſtehen für die Wartezeit der 
Invalidenverſicherung die entrichteten Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung den freiwilligen Beiträgen zur 
Invalidenverſicherung gleich; ſie müſſen jedoch ſolche volle Kalenderwochen umfaſſen, die nicht als Bei⸗ 
tragswochen auf die Wartezeit der Invalidenverſicherung angerechnet werden. 


— 


nnen 


| aß 2 hinzugeft 
Dabei ſtehen den Beitrags marken ſolche ber ünendernoden are, die dug 
entrichtete Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung gedeckt ſind. 
17. $ 1281 wird wie folgt geändert: EN 
a) Er beginnt mit den Worten: „Als Wochenbeiträge. im Sinne des -$ 1280 Abſ. 1 
zählen auch“. 5 > 
b) Als Nr. 1a wird eingefügt: 
Zeiten, in denen Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung dütrichtet ſind, ſoweit 
die Zeiten nicht durch entrichtete Beiträge zur Invalidenverſicherung gedeckt ſind. 
c) In Nr. 3 werden hinter dem Worte „ bie Worte „bei der deutſchen 
Wehrmacht oder bei“ eingefügt. : 
18. Im 8 1283 wird als Abſ. 4 angefügt: „ 
Den Beitragsmarken und Beitragswochen im Sinne dieſer Vorſchriſten ſtehen volle Beitrags. 
wochen gleich, die durch entrichtete Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung und nicht auch nach den Vor⸗ 
ſchriften der Invalidenverſicherung gedeckt ſind. Auf die neue Wartezeit werden jedoch Beiträge zur 


Augeſtelltenverſicherung für Zeiten vor dem 1. Januar 1923 nur angerechnet, wenn zwiſchen dem Er⸗ 
löſchen der Anwartſchaft und dem Beginn der Beitragsentrichtung zur F ein el. 


raum von nicht mehr als zwei Jahren liegt. 
19. Im $ 1285 wird das Wort „Alters⸗“ esd ichen 
20. § 1287 erhält folgende Faſſung: 
a) Im Abſ. 1 werden die Worte „bei den Altersrenten einen feſten Jahres beträgt bei allen 
Renten die Rentenerhöhungen, geſtrichen. 
b) Abſ. 2 wird wie folgt geändert: 


Zu den Renten aus der Juvalidenverſicherung tritt als Rentenerhöhung eine N 


Teuerungszulage. Sie ift Beſtandteil der Rente und beträgt bei den Invaliden-, 
Witwen- und Witwerrenten jährlich 9000 Mark, bei den Waiſenrenten jährlich 4500 Mark. 
21. $ 1288 erhält folgende Faſſung: 
Der Grundbetrag der Invalidenrente beträgt für alle Lohnklaſſen 720 Mark. 
22. § 1289 erhält folgende Faſſung: 
Bei der Invalidenrente werden als Steigerungsbetrag gewährt 


0,72 Mark für jede Beitragswoche in Lohnklaſſe 1 
1,44 * * 1 7 7 n: 2 N 
2,88 17 " E n 5 n n 3 
5,04 UA 1 7 * : 7 7 4 
7,20 * " " ” E " „ 5 
10,80 7 „ 77 " " N 6 
14,40 " ” 17 " " " 7 
21,60 77 " „* * * 7 8 
32,0 ” ” n " ” * 9 
43,20 N " * ” " " * 10 
57,60 77 1 " * 7 * 11 
72,— „* " " „ ” " 12 
86,40 " n " 13 
23. Hinter $ 1290 wird nen eingefügt: 
§ 1290 a. 


Bei Wanderverſicherten tritt zu den Renten der Invalidenverſicherung der eee 


der Augeſtelltenverſicherung. Die 7 erſtattet den Trägern der ee 


den Steigerungsbetrag. = 


Baer ee 
EN 


a. $ 1291 Satz 1 erhält folgende Faſſ N ae a 
Hat der Empfänger der Invalidenrente Kinder unter fünfzehn Jahren, ſo erhöht ſich die 
Invalidenrente für jedes von ihnen um jährlich 960 Mark. 
25. 8 1293 fällt weg. 2 i 
26. Im $ 1297 werden die Worte „volle fünf Pfennig“ durch die Worte „volle Mark“ erſetzt. 
27. Im § 1309 werden die Worte „oder wird eine Altersrente“ geſtrichen. 
28. Im 8 1357 Abſ. 1 wird das Wort „fünftauſend“ je durch das Wort „fünfzigtauſend“ und 
das Wort „zehntauſend“ durch das Wort einhunderttauſend“ erſetzt. 
5 29. 8 1392 Abs. 1 erhält folgende Faſſung: 
Bis zum 31. Dezember 1926 werden als Wochenbeitrag erhoben 


u Das = 5 
[2 Br 
. 


* 
3 
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in der Lohnſtuſfſe 88 10 Mark, 
we ü TTT 3 
* ” " { DEREN Rap 2 Tee 30 „ 
8881 A F 5 
ee ä Ba ee 
" 7 " 6 Gee 65 m 
" 7 „ 7 F ˙ A u Er N“ 85 n 
1 Fe 1 S Be 
7 x DEE aa Sn rn Tan 
5 5 “mi ER 180 
9 7 II KT 9 
W n 8 111;ͤͥͤ „ 
13 720 320 „ 


30. S 1399 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſ. 1 und 2 werden die Worte „der Lohnklaſſe BB“ geſtrichen. 
b) Hinzu tritt folgender Abſ. 4: 
Für jede Woche wird ein Steigerungsſatz von dreißig Pfennig gerechnet. 
31. Im 8 1613 wird als Abſ. 2 angefügt: i 
Dem Eingang des Antrags beim Verſicherungsamt ſteht der Eingang bei einer andereu Danziger 
Behörde oder bei einem Organ des Verſicherungsträgers gleich. Dieſe geben die Anträge unverzüglich 
an das zuſtändige Verſicherungsamt weiter. g 
32. Im 5 1624 Abſ. 1 wird das Wort „Altersrente“ geſtrichen. 
Artikel Il. 
Das Einführungsgeſetz zur Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt geändert: 
1. Artikel 65 fällt weg. £ | 
2. Im Artikel 66 werden die Worte „in den Fällen der Artikel 64, 65“ erſetzt durch die Worte | 
„im Falle des Artikel 64“. f | 
3. Artikel 67 fällt weg. 
8 Artikel III. 
Vom 1. Januar 1923 an tritt zu den Renten, die vor dieſem Tage feſtgeſetzt ſind, als Renten- 
erhöhung eine Teuerungszulage. Sie iſt Beſtandteil der Rente und beträgt monatlich 
5 bei Empfängern einer Invaliden-, Alters-, Witwen⸗ oder Witwerrente 750 Mark, 
bei Empfängern einer Waiſenrente 375 Mark. 
Diefe Rentenerhöhungen treten an die Stelle der bisherigen Rentenerhöhungen. 


i Artikel IV. 
Ausländern im Ausland werden die Rentenerhöhungen nach dieſem Geſetze nicht gewährt. 
Der Senat kann Ausnahmen von dieſer Vorſchrift zulaſſen. 


Artikel v. 


Artilel II des Geſetzes über die anderweite Feſtſetzung der Leiſtungen und der Beiträge in den 


Invalidenverſicherung vom 4. Oktober 1921 (Geſetzbl. S. 190) wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſchnitt B wird Abſ. 2 geftrichen, 
b) Im Abſchnitt C Abſ. 1 werden die Worte „der Lohnklaſſe B“ geſtrichen und folgender Satz 
zugefügt: 
„Für jede Woche wird ein Steigerungsſatz von dreißig Pfennig gerechnet“. 
e) Im Abſchnitt C Abſ. 2 werden die Worte „der Lohnklaſſe A“ geſtrichen und folgender Satz 
an Abſ. 3 angefügt: „Für jede Woche wird ein Steigerungsſatz von zehn Pfennig gerechnet.“ 
Artikel VI. : 
Die Vorſchrift des § 1281 Nr. 3 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Artikels I 
Nr. 17 tritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1914 in Kraft. Alle übrigen Vorſchriften des Artikels I ſowie 
die Artikel II, III, IV und V treten mit dem 1. Januar 1923 in Kraft. 
Werden nach dem 31. Dezember 1922 Renten für die Zeit vor dem 1. Januar 1923 feſtgeſetzt, 
ſo bleiben inſoweit die bisherigen Vorſchriften maßgebend, jedoch gelten für die Anwendung des 8 1281 
Nr. 3 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Artikels I Nr. 17 die Vorſchriften des Artikels IV 


des Geſetzes über Aenderungen der Reichsverſicherungsordnung vom 14. Dezember 1922 (Geſetzblatt 
S. 584) entſprechend. 


N Artikel VII. 

Sind Ruhegeld oder Hinterbliebenenrenten aus der Angeftelltenverficherung vor dem Inkraft— 
treten dieſes Geſetzes bereits rechtskräftig feſtgeſetzt und ſchwebt zu dieſem Zeitpunkt ein Verfahren über 
einen Rentenanſpruch aus der Invalidenverſicherung oder wird nach dieſem Zeitpunkt ein ſolcher Anſpruch 
geltend gemacht, jo ſteht dem Berechtigten das Wahlrecht nach 8 1254 a zu, falls die Wartezeit in der 
Invalidenverſicherung zurückgelegt iſt. Das Nähere über die Durchführung beſtimmt der Senat. 

5 Artikel VIII. 

Für die Zeit vom 1. Januar 1923 an dürfen nur die auf Grund dieſes Geſetzes ausgegebenen 

neuen Beitragsmarken verwendet werden. Die alten, nicht mehr gültigen Beitragsmarken können binnen 


zwei Jahren nach Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer bei den Markenverkaufsſtellen gegen gültige Marken im 


gleichen Geldwert umgetauſcht werden. 
Danzig, den 14. Februar 1923. \ 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


* 


77 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
x Ge ſetz 
zur Abänderung des Geſetzes vom 14. Juli 1922 (G. Bl. Nr. 38) betreffend Verlängerung 
und Abänderung des Geſetzes über die Regelung der Getreidebewirtſchaftung für das Wirt⸗ 
ſchaftsjahr 1921/22 (Umlageverfahren) vom 15. September 1921 (G. Bl. Nr. 23). Vom 19. 2.1923. 
5 Artikel 1. 


Der 8 5 des in der Überſchrift genannten Geſetzes in der durch Verordnung vom 27. 11. 1922 
(G. Bl. Nr. 60) abgeänderten Faſſung erhält folgenden Wortlaut: 
Der den Erzeugern zu zahlende Preis für das 2. Drittel der Umlage beträg 
für Roggen 165000, — M für die Tonne RE. 
„ Weizen 180000, „ „ „ 
„ Gerſte 140000,.— 1 nm " 


290 
Der Preis ift feſtzuſtellen frei Waggon, Verladeſtation oder frei Speicher der Kommiſſtonäre 
und frei nächſter Mühle je nach Anweiſung der Getreideſtelle. 

Für das 3. Drittel der Umlage wird der Senat ermächtigt, die Preiſe feſtzuſetzen. Bis zur 
Feſtſetzung ſind die für das 2. Drittel feſtgeſetzten Preiſe den Erzeugern zu zahlen. Werden die Preiſe 
für das 3. Drittel der Umlage erhöht, ſo iſt für die vor der Erhöhung gelieferten Mengen der 
Unterſchied zwiſchen dem neuen und dem gezahlten Preiſe nachzuzahlen. 

Artikel 2. 

Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraſt. 

Danzig, den 19. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Eschert. 


78 Volkstag und Senat haben ſolgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird. 
8 Geſetz 8 
zur Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes vom 29. Juli 1890 und 30. Juni 1901 
und des Geſetzes, betreffend Kaufmaunsgerichte, vom 6. Juli 1904. Vom 20. 2. 1923. 


Artikel J. 


> 29. Juli 1890 (RG Bl. S. 141) „ „ ur a : 
Das Gewerbegerichtsgeſetz vom 30. Juni 1901 (NGG Bl. S. 249) in der Faſſung der Bekannt 


machung vom 29. September 1901 (RGBl. S. 353), der Verordnungen des Staatsrates vom 
6. Juli 1920 (Danz. Staatsanzeiger S. 190) : a 
14. Sept. 1920 (Danz. Staatsanzeiger S. 273) der Geſetze vom 2. Juli 1921 (Geſ.⸗Bl. S. 81) [vom 
30. April 1922 (Gef. Bl. S. 109), vom 23. Auguſt 1922 (Geſ.⸗Bl. S. 401), vom 15. September 1922 
(Geſ⸗Bl. S. 418) und der Bekanntmachung vom 23. November 1922 (Gef.-Bl. S. 519) wird dahin geändert: 
1. Im 8 23 Abſ. 1 Satz 1 iſt das Wort „dreihundert“ durch „ſechstauſend“ zu erſetzen. 
2. Im $ 42 Abſ. 1 Satz 4 ift das Wort „einhundert“ durch „zweitauſend“ zu erſetzen. 
3. Im 8 55 Abſ. 1 Satz 2 iſt das Wort „ſechstauſend“ durch „einhundertfünfzigtauſend“ zu erſetzen. 
4. Im $ 57 Abſ. 2 iſt das Wort „dreihundert“ durch „fünfzigtauſend zu erſetzen. 
5. Im $ 66 Abſ. 1 Satz 2 iſt das Wort „einhundert“ durch „zweitauſend“ zu erſetzen. 


Artilel II. 
Das Geſetz betreffend Kaufmannsgerichte vom 6. Juli 1904 (RGBl. S. 266) in der Faſſung 


6. Juli 1920 (Danz. Staatsanzeiger S. 190) n ur 
der Verordnungen des Staatsrates vom TE Sept, 1020 (Dang. Staatsanzeiger S. 278) der Geſetze vom 
2. Juli 1921 (Geſ.⸗Bl. S. 81), vom 30. April 1922 (Geſ.Bl. S. 109), vom 15. September 1922 
(Geſ.⸗Bl. S. 418) und der Bekanntmachung vom 23. November 1922 (Geſ.⸗Bl. S. 519) wird dahin 
geändert: 
1. Im 8 6 fällt der zweite Abſatz fort. 
2. Im 8 16 Abſ. 1 iſt das Wort „ſechstauſend“ durch „einhundertfünfzigtauſend“ zu erſetzen. 
5 N Artikel III. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 20. Februar 1923, - 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Pertus. 
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Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz f 
betreſſend den Finanzrat. Vom 9. 2. 23. 
1. Zuſammenſetzung. 
nt; 
Der Finanzrat beſteht aus 10 Mitgliedern und hat feinen Sitz in Danzig. d 
Die Mitglieder dürfen weder Mitglieder des Senats noch Volkstagsabgeordnete noch Mitglieder 
der Stadtbürgerſchaft ſein. 
9 2 : 
Mitglieder kraft amtlicher Stellung, und zwar für die Dauer des von ihnen bekleideten 
Amtes find: 
a) der Vorſitzende des in Steuerſachen entſcheidenden oberſten Gerichts, 


b) der Leiter der unabhängigen Rechnungsſtelle (Artikel 55 der Verfaſſung). N 
Im Falle der Behinderung eines dieſer Mitglieder tritt ſein amtlich berufener Vertreter ein. 


Die übrigen acht Mitglieder werden in geheimer Wahl mit abſoluter Stimmenmehrheit in 
folgender Reihenfolge gewählt: 2 

1. drei vom Volkstag, 

2. eines von der Stadtbürgerſchaft, 8 ; 

3. eines gemeinſchaftlich von den Kreisausſchüſſen der drei Landkreiſe und dem Magiſtrat der 

Stadt Zoppot, 5 

4. drei vom Senat. = 
8 4. 

Gewählt ſollen Perſonen werden, die in Finanz⸗ oder Steuerangelegenheiten eine beſondere 
Kenntnis und Erfahrung beſitzen. i a 

8 5. 

Die zu Wählenden müſſen die Wahlberechtigung zum Volkstag beſitzen, das 35. Lebensjahr 
vollendet und ſeit mindeſtens 3 Jahren im Gebiet der Freien Stadt ihren Wohnſitz haben. 

Perſonen, die die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter gemäß $$ 31, 35 des Strafgeſetz⸗ 
buches verloren haben oder ſich im Konkurſe befinden, dürfen nicht gewählt werden. : 

Tritt bei einem Mitgliede nachträglich ein Umſtand ein, der feine Wählbarkeit ausſchließen 
würde, ſo ſcheidet er aus und hat eine Erſatzwahl ſtattzufinden. ee; re 


8 6. | 5 | 
Beamte, Angeſtellte und Arbeiter des Staates und der Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
bedürfen zur Ausübung des Amtes als Mitglied des Finanzrates keinen Urlaub. Gehalt und Lohn 
ſind weiter zu zahlen. f 
$ 7. 5 
Die Wahl erſolgt auf 6 Jahre. Wiederwahl iſt zuläffig. 5 
Die nach Ablauf der Wahl ausſcheidenden Mitglieder haben ihr Amt bis zum Eintritt der neu 
gewählten fortzuführen. 5 — f 5 8 2 
8 8. 5 8 . 
Jedes gewählte Mitglied wird bei ſeinem Amtsantritt durch den Vorſitzenden (§ 10) in fein 


Amt eingeführt. Es hat durch Handſchlag zu geloben, die ihm als Mitglied des Finanzrates obliegenden 


Pflichten getreulich zu erfüllen und das Wohl der Freien Stadt nach Kräften zu fördern. 


| II. Aufgaben. 
? 8 9. 8 3 
Dem Finanzrat liegen die in Artikel 55 der Verfaſſung genannten Aufgaben ob. Auf Erſuchen 
des Senats hat er ferner in allen die Staatsfinanzen betreffenden Angelegenheiten ſein Gutachten 
abzugeben. Er kann auch von ſich aus in allen die Staatsfinanzen berührenden Fragen mit Anregungen 
an den Senat herantreten. 

f Durch Geſetz können ihm auch noch andere das Finanzweſen betreffende n über⸗ 


tragen werben. 
f III. Geſchäftsführung. 
$ 10. 
; Der Vorſitzende des Finanzrates und der ſtellvertretende Vorſitzende werden vom Finanzrat gewählt 


0 f 8 11. 
N Die Beratung und Beſchlußfaſſung des Finanzrates erfolgt in nicht öffentlichen Verſammlungen. 
En Diefe werden von dem Vorſitzenden einberufen, fo oft es die Geſchäfte erfordern. Die erſtmalige Ein- 
Er. berufung erfolgt durch den Senat. 
8 Die Verſammlung iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder zugegen it, 
= 5 Der Finanzrat faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. Bei e entſcheidet 
die Sünde des Vorſitzenden. 


i 8 12. 
En. Die Beſchlüſſe des Finanzrates find ſchriftlich feſtzulegen und von dem Vorſizenden und einem 
Br: weiteren Mitgliede zu unterzeichnen. = 
3 * 8 


Der Senat iſt von jeder Sitzung des Finanzrates rechtzeitig vorher zu benachrichtigen. ur iſt 

befugt, zu ihr Vertreter zu entſenden, die jederzeit gehört werden müſſen. 
We 8 14. 

Die Vertretung des Finanzrates nach außen hin erfolgt durch den Vorſitzenden. 
* 8 15. 
. Im übrigen 9 1 der Finanzrat ſeinen Geſchäftsgang ſelbſt durch, eine Geſchäftsordnung. 
5 8 16. 

Die büromäßige Bearbeitung der Geſchäfte des Finanzrats erfolgt beim Senat. 

IV. Reiſekoſten und Tagegelder. 
$ 17. 

Die Mitglieder des Finanzrates führen ihr Amt ehrenamtlich. Soweit die Mitglieder außerhalb 
der Stadtgemeinde Danzig und der von dort durch Straßen- oder Vorortbahn erreichbaren Ortſchaften 
wohnen, erhalten ſie bei Teilnahme an einer Sitzung des Finanzrates Reiſekoſten und Tagegelder nach 
den für die Mitglieder des Senats geltenden Beſtimmungen. 

Die Reiſekoſten und Tagegelder werden von dem Vorſitzenden feſtgeſetzt und angewieſen. 

v. übergaugsbeſtimmungen. 
8 18. 

Soweit in dieſem Geſetz die Stadtbürgerſchaft erwähnt iſt, tritt bis zu ihrer Bildung die Stadt- 

verordnetenverſammlung der Stadt Danzig an ihre Stelle. 

$ 19. 
8 Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 
- f Danzig, den 9. Februar 1923. 
3 b Der Senat der Freien Stadt ER 
* | | Sahm. Dr. Frank. 
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80 Volkstag und Senat haben das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
a = Geſetz 5 . er 
über Anderungen des Poſtgeſetzes. Vom 23. 2. 1923. 
Se 
Im 8 6 des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 Reichs⸗ 
geſetzblatt S. 347) werden im 1. Abſatz unter II die Worte „rekommandierten Sendungen, denen in 
dieſer Beziehung Sendungen gleichgeſtellt werden, welche zur Beförderung durch Eſtafette eingeliefert 
ſind“ durch die Worte „eingeſchriebenen Sendungen“ erſetzt. 
Im 89 des Poſtgeſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 6. Mai 1920 (Reichsgeſetzblatt S. 898) 
werden die Worte „zehn Mark“ in „fünfhundert Mark“ geändert. a a 
83. 
Der $ 10 des Poſtgeſetzes erhält folgende Faſſung: a 5 
„Für eine eingeſchriebene Sendung ($ 6 Abſ. 1, II wird dem Abſender im Falle des Verluſtes 
ohne Rückſicht auf den Wert der Sendung ein Erſatz von zweitauſend Mark gezahlt.“ 


S 4. 5 


In den 38 27 Abſ. 1 und 29 des Poſtgeſetzes treten an die Stelle der Worte „einen Taler“ 
die Worte „fünfhundert Mark“. = 2 
0. 8 


Treten in den Poſtgebühren für Pakete und eingeſchriebene Sendungen Anderungen ein, ſo hat 
die Poft- und Telegraphenverwaltung die in den 88 2 und 3 feſtgeſetzten Erſatzbeträge im entſprechenden 
Verhältnis zu erhöhen oder herabzuſetzen. 
8 6. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 
Für Sendungen, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei der Poſt eingeliefert worden 
find, gelten die bisherigen Vorſchriften. i f 


Danzig, den 23. Februar 1923. . 


> 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förster. 


81 Verorduung 
zur Anderung der Poſtſcheckordnung. Vom 22. 2. 1923. 


Auf Grund des § 10 des Poſtſcheckgeſetzes wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 
(Geſetzbl. S. 53 ff.) wie folgt geändert: N 5 
1. Im 8 1 Abſ. 4 Satz 3 wird ſtatt „50 Mark“ geſetzt: 100 Mark. 
2. Der 8 2 Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 
Durch Zahlkarte können auf ein Poſtſcheckkonto Beträge, die auf volle Mark lauten, eingezahlt 
werden. Die Gebühr iſt bei der Einlieferung bar zu entrichten. 
3. Im 8 2 Abſ. 12 wird ſtait „25 Mark“ geſetzt: 50 Mark. 
1. Im 8 3 Abs. 1 Satz 1 wird ſtatt „100000 Mark“ geſetzt: 200 000 Mark. 
5. Im 8 3 Abſ. 4 Ziffer 3 wird ſtatt „25 Mark“ geſetzt: 50 Mark. 
6. Im 8 7 Abſ. 3 Unterabſ. 1 Satz 1 wird ſtatt des Wortes „mehrere“ geſetzt: zehn und mehr. 


10. Im 8 8 Abſ. 1 wird ſtatt „100 000 Mark“ geſetzt: 200 000 Mark. 


feſtgeſetzt. 


125 Im 8 7 Abſ. 5 letter Unterabſ. werden geſetzt ftatt der Worte „ ſchriftlicher Benachrichthung 
30 Mark“ die Worte: „ſchriftlicher Benachrichtigung 60 Mark“, und ſtatt der Worte „Gebühr von 
25 Mark“ die Worte: Gebühr von 50 Mark. 

8. Im 8 7 Abſ. 8 Satz 2 wird ſtatt „25 Mark“ geſetzt: 50 Mark. 

9. Im 8 7 Abſ. 8 wird als Unterabſ. 2 angefügt: 

Für Überweiſungen, die am Tage nach dem erſten Buchungsverſuch 5 Deckung bleiben, wird 
eine Gebühr von 100 Mark erhoben. 


11. Im 8 8 Abſ. 6 wird geſetzt 
in Ziffer 2 ſtatt „25 Mark“ 50 Mark 
in Ziffer 3 ſtatt „30 Mark“ 60 Mark 
in Ziffer 4 ſtatt „25 Mark“ 50 Mark. 
12. Im 8 9 Abſ. 1 wird ſtatt „500 000 Mark“ geſetzt: 1000 000 Mark. 
13. Im 8 9 Abſ. 3 Unterabſ. 1 erhält Satz 1 folgende Faſſung: 
Aufträge zu Barzahlungen an zehn oder mehr Empfänger können in einem Scheck (Sammel⸗ 
ſcheck) zuſammengefaßt werden. 
14. Im 8 9 Abſ. 4 Unterabſ. 3 Satz 2 wird ſtatt „25 Mark“ geſetzt: 50 Mark. 
15. Im 8 9 Abſ. 4 wird als Unterabſ. 4 angefügt: 
Für Schecke, die am Tage nach dem erſten Buchungsverſuch ohne Deckung bleiben, wird eine 
Gebühr von 100 Mark erhoben. 
16. Im 8 9 Abſ. 8 Unterabſ. 3 Satz 1 wird ſtatt „10 Mark“ geſetzt: 20 Mark. 
17. Im 8 9 Abſ. 9 letzter Satz wird ſtatt „25 Mark“ geſetzt: 50 Mark. 
18. Im 8 9 Abſ. 10 Unterabſ. 1 Satz 1 wird ſtatt „100 000 Mark“ geſetzt: 200 000 Mark. 
19. Im 8 9 Abſ. 10 Unterabſ. 1 Satz 5 wird ſtatt „25 Mark“ geſetzt: 50 Mark. 
20. Im 8 9 Abſ. 10 Unterabſ. 2 Satz 1 wird ſtatt „100 000 Mark“ geſetzt: 200 000 Mark. 
21. Im $ 10 Abſ. 3 wird ſtatt „60 Mark“ geſetzt: 120 Mark. 


Die Anderungen treten am 1. März 1923 in Kraft. 
Danzig, den 22. Februar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt EN 
Sahm. Förster. 


82 Verordnung 
zur Anderung der geſetzlichen Poſtgebühren. Vom 17. 2. 1923. 
Auf Grund des $ 1 des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 betreffend Aenderung der Poſt⸗, 


Poſtſcheck⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren (Geſetzblatt S. 320) werden die in den 88 5 und 6 des 
Geſetzes über Poſtgebühren vom 30. April 1921 (Geſetzblatt S. 43 ff) aufgeführten Gebühren anderweitig 


Zu dieſem Zweck erhalten die 8s 5 und 6 folgenden Wortlaut: 


8 5. 

Die Zeitungsgebühr beträgt: 
für das wöchentlich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen ſowie für jede weitere Ausgabe in 
der Woche bei einem durchſchnittlichen Nummergewicht 


bis 25 Gram 10 Pfennig monatlich, 
Über a8 =. 750.22 7 9 &; x 
" 50 7 100 FFF 30 7 55 
„1 a en 50 „ 5 


über 250 bis 500 Gram 70 Pfennig monatlich, 


„ 500 Gramm bis 1 Kilogramm. 90 „ „ 

„ 1 Kilogramm bis 2 Kilogramm. . 1 Mk. 80 Pf. „ 
für das monatlich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen die Hälfte davon, mindeſtens jedoch 
10 Pfennig monatlich. 

Zur Ermittelung des Gewichts hat der Verleger der Verlagspoſtanſtalt ein vollſtändiges Pflicht⸗ 
ſtück von jeder Zeitungsnummer beim Erſcheinen zu lieſern. Nach dieſen Pflichtſtücken wird für jedes 
Kalenderjahr die Zahl und das Gewicht aller Zeitungsnummern des voraufgegangenen Rechnungsjahres 
und daraus das Durchſchnittsgewicht einer Nummer feſtgeſtellt. Bei neuen Zeitungen erfolgt bis zur 
Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung die Ermittelung des Durchſchnittsgewichts vierteljährlich nach der Zahl 
und dem Gewicht der erſchienenen Nummern. Bruchteile von / Gramm und darüber werden auf volle 
Gramm nach oben gerundet, Teile unter / Gramm bleiben unberückſichtigt. N 


Die Verpackung der Zeitungen für den Poſtverſand iſt Sache des Verlegers. Auf Antrag des 


Verlegers hat die Poſtverwaltung die Verpackung auszuführen, jedoch zu einem zwiſchen beiden verein⸗ 
barten Betrag, der die Selbſtkoſten der Poſt deckt. 
8 8 6. 

5 Für Zeitſchriften, welche wöchentlich einmal oder ſeltener erſcheinen und einzeln nicht mehr als 
25 Gramm wiegen, ſind Sammelüberweiſungen ſeitens der Verleger zu ermäßigten Gebühren zuläſſig. 
Verausſetzung hierfür iſt, daß 

a) an einen Bezieher mindeſtens 5 Stück derſelben Zeitſchrift überwieſen werden, 

b) der Verleger dieſe Zeitſchriften im eigenen Betriebe verpacken, ſie mit der Anſchrift der Bezieher 

verſehen und aufliefern läßt, 

e) die Poſt von dieſen Sammelbeziehern weder Zeitungsgeld noch Poſtgebühren zu erheben hat. 

Die Ueberweiſung kann für ¼ Jahr erfolgen. An bereits vorhandene Sammelbezieher können 
auch im Laufe des Vierteljahres weitere Stücke überwieſen werden. Die Ueberweiſungsgebühr iſt von 
dem Verleger mindeſtens monatlich im voraus an die Auflieferungspoſtanſtalt zu zahlen. 

Die Gebühr beträgt für jedes Stück der Zeitſchrift 20 Pfennig vierteljährlich. 

Dieſe Verordnung tritt — abgeſehen von den bereits geltenden Abſätzen 2 und 3 des 85 — 
am 1. April 1923 in Kraft. Gleichzeitig erliſcht die in der Verordnung zur Aenderung der geſetzlichen 
Poſtgebühren vom 9. Dezember 1922 (Geſetzblatt Seite 550 ff) im Schlußſatz zu „V. Zeitungen“ getroffene 
Beſtimmung. ; “ 

Danzig, den 17. Februar 1923. f 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Förster. 
88 Verordnung 


zur Anderung der Poſtordnung. Vom 22. 2. 1923. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 8 50 des 
Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 285» Oktober 1872 (Reichsgeſetzbl. S. 347) wird 
die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 277ff.) wie folgt geändert: 

1. Im 8 1 „Allgemeines; Meiſtgewicht uſw.“ iſt im Abs. I, 14) ſtatt der Angaben „Briefe bis 

250 Gramm mit Dienſtmarken freigemachte dienſtliche Aktenbriefe von Behörden über 250 bis 

500 Gramm“, zu ſetzen: Briefe bis 500 Gramm. i 

2. Im 8 2 „Außenſeite“, Abf. 1, find im 1. Satz die Worte „dienſtlichen Aktenbriefen von Behörden 

(8 1)“, zu ſtreichen. N 

3. Im 8 7 „Druckſachen“, Abſ. XI, iſt im 1. Satz zu ſetzen ſtatt „250 Gramm“ jedesmal (an 2 Stellen): 
500 Gramm. 


„ 7 8 


4. In demſelben 8 (0 erhält det Abſ. XIII folgenden Wortlaut: Für Blindenſchriftſendungen beträgt 
die Gebühr für je 1 Kilogramm 5 Mark. Über das Meiſtgewicht ſiehe 8 1. 


Nichtfreigemachte Blindenſchriftſendungen werden nicht befördert. Für unzureichend freigemachte 
Blindenſchriftſendungen wird das Doppelte des Fehlbetrags, mindeſtens aber ein Betrag von 5 M 
nacherhoben. Die e Beträge werden auf eine durch 5 teilbare ern nach 
oben abgerundet. 


In demſelben 5 (7) iſt im Abſ. XV zu ſetzen ſtatt „2 Mark“: 4 Mark. 


Im 8 8 „Geſchäftspapiere“, Abſ. IV, iſt zu ſetzen ſtatt „250 Gramm“ jedesmal (an 2 Stellen): 
500 Gramm. 


Im 8 9 „Warenproben“ erhält der Abſatz VIII nachſtehende Faſſung: VIII Warenproben, die den 


Beſtimmungen nicht entſprechen, unterliegen der Briefgebühr; Sendungen, deren 3 mit 
Nachteil oder Gefahr verbunden iſt, werden nicht befördert. 


Im 8 10 „Miſchſendungen“, Abſ. III, iſt zu ſetzen ſtatt „250 Gramm“: 500 Gramm. 

„Im 8 12 „Pakete“ iſt im Abſ. V zu ſetzen ſtatt „25 Mark“: 50 Mark. 

Im 8 13 „Einſchreibeſendungen“ iſt im Abſ. IV zu ſetzen ſtatt „AO Mark“: 80 Mark. 

Im 8 18 „Poſtaufträge“, Abſ. 1 iſt als letzter Unterabſ. nachzutragen: Poſtaufträge zur Geld⸗ 
einziehung und Poſtproteſtaufträge dürfen nur auf volle Markbeträge lauten. 

In demſelben § (18), Abſ. IV, vorletzter Unterabſ., find im letzten Satze die Bene „die Mart- 


ſumme“ zu ſtreichen. 


In demſelben § (18), Abſ. XVI, unter Ziffer 2 und z iſt zu ſetzen ſtatt „25 Mark-: 50 Mark. 
In demſelben $ (18), Abſ. XVI, iſt unter Ziffer 6a zu ſetzen ſtatt „240 Mark“: 500 Mark. 
Im 8 19 „Nachnahmeſendungen“, Abf. I, iſt am Schluſſe des 1. Satzes ſtatt des Punktes ein 


Strichpunkt zu ſetzen und dann fortzufahren: ſie muß auf volle Markbeträge lauten. 


„In demſelben 8 (19), Abſ. II, find im 1. und 2. Unterabſ. hinter „Mark“ jedesmal die Angaben 


„. . . Pf.“ (Markſumme zu ſtreichen und die Klammer vor „in Ziffern“ zu ſetzen. 


„In demſelben $ (19), Abſ. XI, iſt unter Ziffer 2 und 3 zu ſetzen ſtatt „25 Mark“: 50 Mark. 
Im 8 20 „Poſtanweiſungen“ unter a) Gewöhnliche Poſtanweiſungen, iſt im Abſ. 1 ſtatt, 50 000 Mark“ 


zu ſetzen: 100 000 Mark. 


In demſelben § (20), Abſ. IV, iſt im 1. Unterabſ. der letzte Satz wie folgt zu 5 Der Betrag 


iſt in deutſcher Währung, auf volle Markbeträge lautend, in Ziffern und Buchſtaben anzugeben. 


In demſelben § (20), Abſ. VIII, find die Worte „und die Freimarken“ zu ſtreichen. 
In demſelben 8 (20) iſt im Abſ. XV, Ziffer 3, zu ſetzen ſtatt „25 Mark“: 50 Mark. 
Der $ 21 „Poſtkreditbriefe“ erhält folgende Faſſung: 


Poſtkreditbriefe. 

§ 21. 1 Poſtkreditbriefe können auf alle durch 1000 teilbare Summen bis 500 000 Mark aus⸗ 
geſtellt werden. Sie gelten 6 Monate, vom Tage der Ausſtellung an gerechnet. 

II Sie werden von dem Poſtſcheckamt ausgefertigt. Beſtellungen darauf nimmt jede Poſtanſtalt 
entgegen. Der Beſteller zahlt den Betrag, auf den der Kreditbrief lauten ſoll, mit Zahlkarte an 
das Poſtſcheckamt zur Gutſchrift auf ein anzulegendes Kreditbriefkonto und bezeichnet in der Zahl⸗ 
karte die Perſon, für die der Kreditbrief ausgeſtellt werden ſoll, genau nach Namen, Wohnort und 
Wohnung. Soll der Kreditbrief an eine andere Anſchrift geſandt werden, ſo iſt dies auf dem 
Abſchnitt zu beantragen. Der Beſteller kann den Betrag auch von ſeinem Poſtſcheckkonto auf das 


anzulegende Kreditbriefkonto überweiſen. Der Kreditbrief wird der Perſon, für die er ausgeſtellt 


iſt, unverzögert gebührenfrei überſandt. Die Poſt haftet jedoch nicht für die rechtzeitige Aus⸗ 


händigung des Poſtkreditbriefs. 


III Die Perſon, auf die der Kreditbrief lautet, kann bei jeder Poſtanſtalt, der ſie den Kredit⸗ 
brief vorlegt, während der Poſtſchalterſtunden Beträge des Guthabens abheben; ſie hat ſich durch 


* 


den im Kreditbrief angegebenen behördlichen Ausweis mit Lichtbild und eigenhändiger Unterſchrift 

auszuweiſen. Die Beträge müſſen durch 1000 teilbar ſein. Mehr als 100 000 M darf die Perſon, 
auf die der Kreditbrief lautet, an einem Tage nicht abheben. Sie beſcheinigt den Empfang auf 
einem der im Kreditbrief enthaltenen Vordrucke, den der auszahlende Beamte aus dem Heſte 
trennt. Handſchriftlich dürfen die Vordrucke nur mit Tinte ausgefüllt werden. 

IV. Siehen der Auszahlungs⸗Poſtanſtalt die erforderlichen Geldmittel nicht zur Verfügung, ſo 
wird der Betrag ausgezahlt, nachdem die Mittel beſchafft find. 

V. Die Poſt haftet für die auf Kreditbriefkonto gutgeſchriebenen Beträge wie für Poſtanweiſungen. 
Nach der ordnungsmäßigen Aushändigung des Kreditbriefs trägt die Perſon, auf die der Kredit⸗ 
brief lautet, alle Nachteile, die aus Verluſt oder Mißbrauch des Poſtkreditbriefs entſtehen. Sie 
hat den Verluſt unverzüglich der Poſtanſtalt ihres Aufenthaltsorts anzuzeigen. Dieſe veranlaßt, 
falls Zweifel über die Perſon nicht beſtehen, die Ausſtellung eines neuen Poſtkreditbriefs. 

Wird im Falle des Verluſtes die Rückzahlung des Reſtguthabens verlangt, ſo iſt der Nachweis 
der Einzahlung durch den Einlieferungsſchein, bei Überweiſungen durch Angabe des Tages der 
Überweiſung oder durch ſonſtige glaubwürdige Angaben zu erbringen. 

Beim Verluſt des Poſtkreditbriefs darf die Ausſtellung eines neuen Kreditbriefs oder die Rück⸗ 
zahlung des Reſtbetrags nicht früher als nach Ablauf von 3 Wochen vom Verfalltag des Poſt⸗ 
kreditbriefs ab gerechnet, erfolgen. d 

VI. Es werden erhoben: f 

1. für die Einzahlung mit Zahlkarte die Gebühr nach dem Poſtſcheckgeſetz 3 5 Ziffer 1; 
2. eine Auszahlungsgebühr von 3 vom Tauſend des Betrags, auf den der Kreditbrief lautet. 

Die Gebühren ſind bei der Beſtellung des Poſtkreditbriefs mit Zahlkarte bar, bei Beſtellung 
mit Überweiſung iſt die Gebühr zu 2 durch Abbuchung vom Poſtſcheckkonto zu entrichten. Für 
den Fall, daß das Guthaben nicht ganz abgehoben wird, findet eine Rückzahlung der Auszahlungs- 
gebühr für den nicht abgehobenen Teil nicht ſtatt. N 

Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer zahlt das Poſtſcheckamt auf Antrag der Perſon, auf die der 
Kreditbrief lautet, den etwaigen Reſt zurück. Dem Antrag muß der Kreditbrief mit den übrig— 
gebliebenen Vordrucken beiliegen. s 

23. Im 8 22 „Durch Eilboten zu beſtellende Sendungen“ erhält Abſ. V folgende Faſſung: 
V. Für die Eilbeſtellung ſind zu entrichten, f 
A. wenn ſie der Abſender vorausbezahlt, 8 
1. für jede Brieſſendung, jede Poſtanweiſung mit und ohne den zugehörigen Geldbetrag, 
jeden Wertbrief und jeden ohne die zugehörige Sendung beſtellten Ablieferungsſchein oder 
jede ohne das zugehörige Paket beſtellte Paketkarte 


im Ortsbeſtellbezirr rk 120 Matt, 
im Land tellbez ilk 350 Mark; 
2. für jedes Paket (einſchl. der zugehörigen Paketkarte) 
t. — yPPPꝛß —— a 220 Mark, 
JJC ˙uu a a 450 Mark; 
B. wenn der Empfänger den Botenlohn zu zahlen hat, bei allen Sendungen die wirklichen 
ö Botenkoſten, mindeſtens aber für jede Sendung die unter A für den betreffenden Fall vor⸗ 
geſehenen Sätze. 3 


Befinden ſich bei Zahlung des Botenlohns durch den Empfänger unter den abzutragenden 
Sendungen mehrere Brieſſendungen, jo iſt für die erſte Brieſſendung der volle Betrag, für jede 
weitere Brieſſendung der Betrag von 80 Mark zu erheben. 

Was im Falle B etwa an Eilbeſtellgeld vorausbezahlt iſt, wird dem Empfänger zugute gerechnet; 
die für etwa gleichzeitig abzutragende Telegramme vorausbezahlte Beſtellgebühr bleibt jedoch hierbei 
außer Betracht. 


— 


— 
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g An demſelben 8 (22) iſt Al VI zu 1 hen Die Abſ. VII bis X erhalten die Nummern VI bis IX. 
N 2 23 ee iſt im Abſ. IV zu ſetzen 
> ſtatt „1500 Mark“: 3000 Mark, 
a ſtatt „500 Mark“: 1000 Mark. 
26. In demſelben 8 28) iſt zu ſetzen im Abſ. VI im 1. Unterabſ. 
ſtatt „5 Mark“: 10 Mark, 
ſtatt „50 Mark“: 100 Mark; 


BE 


im 2. Unterabſ. ſtatt „25 Mark“: 50 Mark. 
27. Im § 25 „Briefe mit ee iſt im Abſ. VII, Ziffer 2, zu d ſtatt „40 Mark“: 
80 Mark. 


28. Im $ 26 „Rückſchein“ iſt im Abſ. II zu ſetzen ſtatt „40 Mark“: 80 Mark. 
Ign demſelben 8 (26) iſt im Abſ. IV zu ſetzen ſtatt „60 Mark“: 120 Mark. 
29. Im § 29 „Ort der Einlieferung“ iſt zu ſetzen im Abſ. I, Unterabſatz, ſtatt „10 Mark“: 20 Mark; 
im Abſ. IV ſtatt „50 Mark“: 100 Mark; 
im Abſ. VII ſtatt „10 Mark“: 20 Mark, 
ſtatt „25 Mark“: 50 Mark, 

er ſtatt „50 Mark“: 100 Mark. ü 
30. Im § 30 „Zeit der Einlieferung“ iſt im Abſ. VIII, letzter Satz, zu ſetzen 
ei ſtatt „50 Mark“: 100 Mark. 
Be 31. Im $ 33 „Zurückziehen van Poſtſendungen und Zeitungsbeſtellungen; Andern von Aufſchriften“ 
Be: iſt zu ſetzen im Abſ. VI, Ziffer 3, ſtatt „25 Mark“: 50 Mark; 


ER im Abſ. VII jtatt „15 Mark“: 30 Mark; 
Be, im Abſ. X ſtatt „30 Mark“: 60 Mark, 


EN: | ſtatt „15 Mark“: 30 Mark; 
1 im Abſ. XII ſtatt „15 Mark“: 60 Mark. i 
8 32. Im 8 36 „Beſtellung und Beſtellgebühren“ erhält im Abſ. IV der 1. Satz folgende Faſſung: 
Er - 72 Für die Beſtellung jedes Pakets werden 100 Mark erhoben, jedoch für die Beſtellung jedes 


Zeitungspakets ($ 12, VI) 50 Mark. 2 
33. In demſelben 8 (86), Abſ. VI, iſt zu ſetzen ſtatt „SO Mark“: 150 Mark. 
34. In demſelben $ (36), Abſ. VII, ift zu ſetzen ſtatt „1 Mark 50 Pf.“: 3 Mark, ſtatt „3 Mark“ (an 
2 Stellen): 6 Mark; 
im Unterabſ. ſtatt „1 Mark 50 Pfennig“: 3 Mark, 
ſtatt „3 Mark“: 6 Mark. 
35. Im § 36 a „Gebühren für Sendungen im Orts- und Nachbarortsverkehr“ erhält Abſ. I folgende 


5 : Faſſung: 
en J. Für Ortsfendungen (an Empfänger im Orts- und Landbeſtellbezirk des Aufgabepoſtortes) 
SE | beträgt die Gebühr: 
8 a) für Briefe 
N freigemacht: 8 
ahn u na een a a 20 M, 
über g bis 100: g uſchießic eee tee 80 , 
„ 10 0 0 55575757577 T 50 
„ . 250 g = 500 g 3 7 A a ee 70 "> 
nichtfreigemacht: 0 i 
r y DE 40 M, 
esche 8 90 „ 
„ 100 g „ 250 g BT ER N SE en, 100 „ 


„ 250 g „ 500 g " 


b) für einfache Poſtkarten oder fr jeden der Gabe Zeile der Doppelkarte 
„zz a ea Er 
„ Ser. een 6 

5 36. In demſelben $ (36 a) erhält der erſte Unterabſatz des Abſatzes IV folgende Faſſung: 
IV. Für unzureichend freigemachte Briefe und Poſtkarten wird das Doppelte des Fehlbetrags, 
mindeſtens aber ein Betrag von 5 M, für nichtfreigemachte gebührenpflichtige Dienſtbriefe und 
Dienſtpoſtkarten, wenn ſie als ſolche durch eine von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung feſtzu⸗ 
ſtellende Bezeichnung erkennbar gemacht ſind, die einfache Gebühr nebſt einem Zuſchlag von 5 M 
N nacherhoben. Die nachzuerhebenden Beträge werden auf eine durch 5 teilbare Markſumme nach 

bben abgerundet. 

| 37. Im 8 38 „An wen die Sendungen auszuhändigen find“ iſt im Abſ. III zu ſetzen ſtatt „30 Mark“: 


50 Mark. 
38. Im 8 40 „Poſtlagernde Sendungen“ iſt im Abſ. III zu ſetzen ſtatt „LO Mark“: 20 Mark. 
1 39. In demſelben 8 (40) iſt zu ſetzen im Abſ. V ftatt „S0 Mark“: 150 Mark; 

im Abſ. VI ſtatt „40 Mark“: 75 Mark; 
im Abſ. VII ſtatt „50 Mark“: 100 Mark. 
40. Im 8 41 „Paketlagergebühr“ iſt zu ſetzen im Abſ. 1 ſtatt „15 Mark“: 30 Mark; im Abf. III 

ſtatt „900 Mark“: 1800 Mark. 
41. Im $ 42 „Abholen der Sendungen“ iſt zu ſetzen im Abſ. I und II ſtatt „30 Mark“ jedesmal: 
| 50 Mark; : 
| im Abs. V im 2. Abſ. ſtatt „300 Mark“: 500 Mark. 
42. In demſelben $ (42) erhält der erſte Unterabſatz des Abſatzes V nachſtehende Faſſung: 

V. Wer ſeine Poſtſendungen oder Zeitungen am Poſtſchalter abholt oder abholen läßt, hat eine 
jährliche Poſtausgabegebühr von 200 Mark zu entrichten. Die Gebühr wird jährlich im voraus 
erhoben und gilt zunächſt bis zum Ablauf des Rechnungsjahrs, in deſſen Verlauf die Abholung 
beantragt wird. Alsdann verlängert ſich mit erneuter Zahlung der Gebühr die Vereinbarung ſtill⸗ 
ſchweigend um ein weiteres Rechuungsjahr. Zeitungsabholer, die ihre Zeitungen fur einen kürzeren 
Zeitraum beſtellen, haben die Gebühr jedoch nur für die Dauer der Bezugszeit vorauszuzahlen. 
Von der Erhebung der Gebühr kann aus poſtdienſtlichen Gründen abgeſehen werden. 

43. In demſelben $ (42) erhält der Abſatz VI folgende Faſſung: 

VI. Für ein gewöhnliches Schließfach nebſt zwei Schlüſſeln wird eine im voraus zu entrichtende 
Jahresgebühr von 3600 M, für ein größeres eine ſolche von 5400 Mark erhoben. Die Miete gilt 
zunächſt bis zum Ablauf des Rechnungsjahres, in dem das Mietsverhältnis eingegangen wird. 
Wird nicht drei Monate vorher ſchriftlich gekündigt, ſo verlängert ſich die Ueberlaſſungsdauer um 

| ein weiteres Rechnungsjahr mit derſelben Kündigungsfriſt. Beim Todesfalle des Schließfach⸗ 
inhabers, bei Verlegung des Wohnſitzes oder des Geſchäfts, bei Aufgabe des Geſchäfts oder aus 
anderen weſentlichen Billigkeitsgründen können die Verpflichteten auf Antrag ſchon vor Ablauf der 
Überlaſſungsdauer aus ihrer Verbindlichkeit entlaſſen werden. 
Die Poſt iſt zur Überlaſſung eines Schließfachs nicht verpflichtet. Sie iſt berechtigtigt, 
es jederzeit zu entziehen; die zuviel erhobene Gebühr wird erſtattet. 
44. Im 8 44 „Nachſendung der Poſtſendungen uſw.“ iſt im Abſ. VI zu ſetzen ſtatt „30 Mark“: 60 Mark. 
45. Im § 45 „Behandlung unbeſtellbarer Poſtſendungen am Beſtimmungsort“ iſt im Abſ. IV zu fetzen 
ſtatt „60 Mark“: 120 Mark. 
46. Im $ 47 „Laufſchreiben über Poſtſendungen, Anträge auf Anſtellung von Nachforſchungen, Aus⸗ 
fertigung von Doppeln“ iſt im Abſ. I zu ſetzen ſtatt „60 Mark“: 120 Mark. 
47. In demſelben 8 (47) iſt im Abſ. III zu ſetzen ſtatt „25 Mark“: 50 Mark. 
48. Im 8 48 „Nachlieferung von Zeitungen“ iſt zu ſetzen ſtatt „25 Mark“: 50 Mark. 


300 - 
49. Im $ 50 „Zahlung der Gebühren, Abſ. J, ſind im 1. Satze die Worte „und auf die Poſt⸗ 

anweiſungen“ zu ſtreichen; ſodann iſt in demſelben Abſ. () zwiſchen dem vorletzten und letzten 

Satz als neuer Satz einzufügen: „Die Gebühr für ee ft bei der Einlieferung bar 

zu entrichten.“ 


50. In demſelben $ (50) iſt im Abſ. VI zu ſetzen ſtatt „40 Mart“: 50 Mark. 
. + Vorſtehende Anderungen unter Nr. 1 bis Nr. 33 und Nr. 35 bis Nr. 50 treten am 1. März 1923, 
8 unter Nr. 34 am 1. April 1923 in Kraft. 

Danzig, den 22. Februar 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Sahm. Förster. 


84 Verordnung ER 
zur e der geſetzlichen Poſtſcheckgebühren. Vom 17. 2. 1923. 


* Auf Grund des § 1 des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 betreffend Anderung der Poſt⸗, Poſt⸗ 
Be: ſcheck⸗, Telegraphen⸗ und ae wird der $ 5 Ziffer 1 des n vom 26. März 1914 


wie folgt e 
5; * 
Die Gebühren betragen; 8 a N 
1. für eine Bareinzahlung mit Zahlkarte bei Beträgen bis 1000 Mark 20 Mark, 
Be! von mehr als 1000 Mark bis 50 . .q q 
Bi — „ 75 " 5 000 7 7) 10 000 n 10 " 


E: EEE BDO RE 
* n * U 20 000 ” " 30 000 " 80 " 

RB ar „ 000 OO 00 
* „ „ „ 40 0% % h > 1 en 120 

. l 5 3 000 „ „ 100 000 „ 150 „ 
* „ „ „ 100 0% „ „ e „ 000 
* „ „ „ 2000 RO BO „ 

* „ „ f , , ME 

5 f.. ß 

3 1 = „ 009000 „ „ 70000 0 „ 
= x 750 000 1.000 000 450 „ 
3 Von mehr als 1000 000 Mark (unbeſchräntt) 500 „ 
. Für bargeldlos beglichene Zahlkarten wird dieſelbe Gebühr, im Höchſtfalle jedoch eine Gebühr 
. von 150 Mark für eine Zahlkarte erhoben. 

. Dieſe Verordnung tritt am 1. März 1923 in Kraft 

8 Danzig, den 17. Februar 192g. 

8 N Der Senat der Freien Stadt Danzig. 

55 * = Sahm. Förster. . 

we: 85 Bekanntmachung. Vom 19. 2 1923. 

Er. Die Poſtgebühren im Verkehr mit Deutſchland und dem We werden mit Wirkung vom 
. 1. März wie folgt feſtgeſetzt: 5 


I. Brieſſeudungen. 
. für die Poſtkarte 3 EN auf 40 Mark; 


2. für den Bri Er A 
3 10 ’ a 100 „. 
ber i ee F 
JJ... BE NE ERBE a 
„„ TTT 5 
3. Dar den von Behörden abgeſandten dienſtlichen Alktenbrif über 
250 bis 500 Gramm fällt die bisherige Sondergebühr weg. 
Der Aktenbrief unterliegt der Gebühr für Briefe; 
4. Für die Druckſache 
2 AL BR a EB SE auf 20 Mark, 
über 25 „ 50 HET EN 5 „5 0 
E Re ER En 
c Eee 8 
„ 250 „ 500 SE EM re Sa e 
„ 500 Gramm bis 1 aan FE r 
„ I bis 2 Kilogramm (nur für einzeln verſaudte, un? N 
ungeteilte Druckbändeỹ 2... entsne 0 


für Anſichtskarten, auf deren Vorderſeite Grüße oder ähnliche Höf- 2 
lichkeitsformeln mit höchſtens fünf Worten niedergeſchrieben find auf 20 Mark; 


5. für das Geſchäftspapier 


| 8250 rin ee „af 100 Mark, N 
a “über 250 „ 500 S Re 7... Re 
„5 ee | Kilogramm 0 FFF e 
6. für die Warenprobe l 
bis 250 Gramm er auf 100 Merk, 
über 250 500 f 120 


ee ie ee re r " 


—1 


. für die aus zuſammengepackten Druckſachen, Blindenſchrift⸗ 
ſendungen, Geſchäftspapieren und Warenproben beſtehende 


Miſchſendung 
ram 8 auf 100 Mark; 
Wer ß, ̃²ĩ²˙ůĩ᷑§ͤ: ER ae: 5 | ee 
„ 500 „ 1 Kilogramm) 5 ER. 1 


S. für das Päckchen bis 1 Kilogramm 


Die Sendungen ſind vollſtändig freizumachen. Ron 795 nicht geſhehen, ſo wird für nicht⸗ oder 
unzureichend freigemachte Poſtkarter und Briefe das Doppelte des Fehlbetrags, mindeſtens aber ein 
Betrag von 5 Mark, für nichtfreigemachte gebührenpflichtige Dienſtpoſtkarten und „briefe, wenn ſie als 
ſolche durch eine von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung feſtzuſtellende Bezeichnung erkennbar gemacht 
ſind, die einfache Gebühr nebſt einem Zuſchlag von 5 Mark nacherhoben. 

Nichtfreigemachte Druckſachen, Geſchäftspapiere, Warenproben und Miſchſendungen werden nicht 
befördert. Für unzureichend freigemachte Sendungen dieſer Arten wird das Doppelte des ee 
mindeſtens aber ein Betrag von 5 Mark, nacherhoben. 


Die nachzuerhebenden Beträge werden auf eine durch 5 teilbare Markſumme aufgerundet. ; 


) Briefe, Druckſachen, Geſchäftspapiere und Miſchſendungen find über das für den vorſtehenden ermäßigten — 
geltende Meiſtgewicht hinaus bis zu dem im Weltpoſtverkehr geltende Meiſtgewicht (d. i bis 2 kg, als Druckſachen ei 
verſandte, unteilbare Druckbände bis 8 kg) zugelaſſen; ſie unterliegen e den vollen Gebührenſätzen des We De: 
vereinsverkehrs. x 


* BE II. Pakete. ö 
für Pakete au ee 
io a auf 600 Mark, 
ber 8 „ 5 o o Ara 3 
535 ĩðVĩ V 5 Er 
ED TRY: De ER — „ 1400 
BETT ] ß „ 1600 
EL EST BETEN RE I ie 75 48000 
JJ Se „ 2000 „ 
a 222 4 „„ 
5 ER ea 
AT re . 2000 „ 
5 18 „ 14 TEE N „ 3200 „ 
ih EL RE 8 3500: „ 
BIO ae ee 8 a 
„ 18 Ba ae —T— ie 
8 KEN ⁵ ⁵̃⁰ . tr 00: 
SH, AN: RE Een RR: >, 
a Be are BON 
für Zeitungspalete f 85 | 
2 N TE ES Pr See: „ 500 Mark. = 
III. Wertſendungen. 
die Verſicherungsgebühr (unverändert) 8 
1. für Wertbriefe und verſiegelte Wertpakete bei einer Wertangabe 327 
a). 98: 5000 Mf 80 auf 40 Mark, 
b) über 5000 bis 10000 Mak 3 , 


c) „ 10000 Mark für je 10000 Mark oder einen Teil „ 
2. für unverſiegelte Wertpakete bis zu einer von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung fejt- 
zuſetzenden Wertgrenze auf die Hälfte der vorſtehend unter 1 angegebenen Sätze. 


IV. Poſtanweiſungen. 
für Poſtanweiſungen 55 ng 


8: E0005 0 ea auf 60 Mark, 

über 1000 „ 5000 „ NE SE ER 
„ e RIO: ee DA re „„ 
ee, , a „, 

„ 2000 2 r 
J ee 7 800 „ 
„ e en na Ba: 

„ 50 000 „100 000 „ T F 


Danzig, den 19. Februar 1923. 
Boft: und Telegraphenverwaltung der dreien Staht Danzig. 


Zander. 


m 
Verordnung 


betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Deutſhland, dem Memelgebiet 
und Polniſch⸗Oberſchleſien. Vom 22. 2. 1923. 


Auf Grund des § 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 133 ff.) 
wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 

Vom 1. März 1923 an werden die Fernſprechgebühren im Verkehr mit Deutſchland, dem 
Memelgebiet und Polniſch⸗Oberſchleſien auf Grundwerte feſtgeſetzt, die für die Geſprächseinheit von 
3 Minnten Dauer betragen: 

bei einer Entfernung bis zu 5 km einſchließlich 2 Pf. 
1 . * i 15 -M " 3 Pf. 
E * * " N 25 " = ” 5 Pf. 
7 7 * n * 50 " " 10 Pf. 
„ 100 „ 15 Pf. 
und über 100 Em Entfernung für jede angefangenen weiteren 100 km 5 Pf. 

Für die Benutzung der Fernſprech⸗Verbindungsleitungen nach Weſtdeutſchland wird außerdem 
ein Zuſchlag von 5 Pf. Grundwert erhoben. 

Die zu zahlende Geſprächsgebühr ergibt ſich aus der Vervielfältigung des Grundwertes für die 
Geſprächseinheit, g. F. einſchließlich des Zuſchlags, mit der jeweils geltenden, dem Wertſtande der Mark 
entſprechenden Verhältniszahl, wobei die Beträge ſtets auf volle Mark nach oben abzurunden ſind. 

Die Entfernungen bis zu 25 km werden nach der Luftlinie, die übrigen Entfernungen nach dem 
Taxquadratverfahren feſtgeſtellt. 

Für dringende Geſpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. Für dringende Preſſegeſpräche 
dagegen iſt die Gebühr die gleiche wie für nichtdringende Geſpräche von gleicher Dauer. 

Übuͤberſchreiten die Geſpräche die Dauer von 3 Minuten, jo wird die Gebühr für die überſchießende 
Zeit nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten berechnet. 


Danzig, den 22. Februar 1923. i 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


* 


8 Schriftlettung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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2 rare, 


